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J. Allgemeine feuerpolizeiliche Vorſchriften .
15 Reichsſtrafgeſetzbuch .

§ 367 . Mit Geldſtrafe bis zu 150 ( Gold⸗ ) Mark oder
mit Haft wird beſtraft :

6. wer Waren , Materialien oder andere Vorräte ) , welche
ſich leicht von ſelbſt entzünden oder leicht Feuer fangen ,an Orten oder in Behältniſſen aufbewahrt , wo ihre
Entzündung gefährlich werden kann , oder wer Stoffe ,die nicht ohne Gefahr einer Entzündung bei einander
liegen können , ohne Abſonderung aufbewahrt ;8. wer ohne polizeiliche Erlaubnis ) ] an bewohnten oder
von Menſchen beſuchten Orten ? ) Selbſtgeſchoſſe , Schlag⸗

) Wegen des Erdöls ſ. Seite 617 u. f., wegen der ExploſipſtoffeSeite 627 u. f.
) Die Erlaubnis erteilt das Bezirksamt , Ziffer 3 der Verord⸗

nung vom 29. Dezember 1871 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1872 8. 2) . Woaber das Schießen mit Böllern oder anderen Schießwerkzeugen her⸗kömmlich einen Teil der äußeren Feier des Fronleichnamsfeſtes undder Patrociniumsfeſte bildet , ſoll zufolge Erlaſſes des Miniſteriumsdes Innern vom 16. April 1884 Nr. 5791 die polizeiliche Erlaubnis
hierzu als ſtillſchweigend erteilt angeſehen , und deshalb von der
jeweiligen Einholung einer beſonderen Erlaubnis Umgang genommenwerden . Soll gedachtes Schießen bei derartigen Kirchenfeſten erſteingeführt werden , ſo iſt auf Anfuchen die polizeiliche Erlaubnis ,ſofern hiergegen keine beſonderen Bedenken obwalten , in widerruflicherWeiſe ein für allemal für beſtimmte Plätze zu erteilen und auch hierſodann von dem Erfordernis einer jährlichen Einholung der Erlaub⸗nis abzuſehen .

yUnter bewohnten oder von Menſchen beſuchten Orten ſindnicht bloß öffentliche Orte zu verſtehen , ſondern auch ſolche Privat⸗
räumlichkeiten , welche von Menſchen beſucht zu werden pflegen ; die
eigenen Räumlichkeiten des Handelnden ſind nicht ausgeſchloſſen .Das Selbſtgeſchoß iſt „ an “ von Menſchen beſuchten Orten angelegt ,ſofern nur ſein Wirkungskreis auf ſolche ſich erſtreckt , auch wennder Platz , wo es angebracht iſt , von Menſchen regelmäßig nicht be⸗
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eiſen oder Fußangeln legt , oder an ſolchen Orten mit

Feuergewehr oder anderem Schießwerkzeuge ſchießt ) ,

oder Feuerwerkskörper abbrennt .

§ 368 . Mit Geldſtrafe bis zu 60 ( Gold⸗ ) Mark oder
mit Haft bis zu 14 Tagen wird beſtraft :

3. wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine neue Feuerſtätte

errichtet oder eine bereits vorhandene an einen andern
Ort verlegt ?) ;

4. wer es unterläßt , dafür zu ſorgen , daß die Feuerſtätten
in ſeinem Hauſe in baulichem und brandſicherem Zu⸗

ſtande unterhalten ?) , oder daß die Schornſteine zur

rechten Zeit gereinigt werden ;

5. wer Scheunen , Ställe , Böden oder andere Räume , welche

zur Aufbewahrung feuerfangender Sachen dienen , mit
unverwahrtem Licht oder Feuer betritt , oder ſich den⸗

ſelben mit unverwahrtem Feuer oder Licht nähert ;
6. wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Haiden

oder in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuer⸗

fangenden Sachen Feuer anzündet ;
7. wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuer⸗

fangenden Sachen mit Feuergewehr ſchießt “) oder

Feuerwerke abbrennt ;

8. wer die polizeilich vorgeſchriebenen Feuerlöſchgerät⸗

ſchaften überhaupt nicht oder nicht in brauchbarem

treten wird ( Raſenplätze einer öffentlichen Anlage ) . Ebenſo iſt der
Ort auch dann von Menſchen beſucht , wenn dies unrechtmäßiger
Weiſe , aber zufolge tatſächlich vorhandener Übung' geſchieht . Entſchdg .
d. Reichsgericht vom 11. Oktober 1883 .

) Eine Beſchränkung des Verbots des Schießens auf das

Scharfſchießen wird nach dem Wortlaute des § 367 Ziffer 8 nicht
gerechtfertigt ſein ; auch ein blinder Schuß kann (3. B. durch den

Papierpfropfen ) Schaden anrichten .
2) Siehe Seite 550 , Anmerkung 1.

) Nähere Beſtimmungen über die Unterhaltung der Feuer⸗
ſtätten können gemäß Artikel 3 VIemdes Badiſchen Einführungs⸗
geſetzes zum Reichsſtrafgeſetzbuch durch Verordnungen , bezirks⸗ oder

ortspolizeiliche Vorſchriften ergehen .

) Einerlei , ob blind oder ſcharf .
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ni Zuſtande hält oder andere feuerpolizeiliche Anordnungen
legt

)
nicht befolgt . )

§ 369 . Mit Geldſtrafe bis zu 100 ( Gold - ) Mark oder

bdet mit Haft bis zu 4 Wochen werden beſtraft :
3. Gewebetreibende , welche in Feuer arbeiten , wenn ſie

ſtätte die Vorſchriften nicht befolgen , welche von der Polizei⸗
anden behörde wegen Anlegung und Verwahrung ihrer Feuer⸗

ſtätten , ſowie wegen der Art und Zeit , ſich des Feuers
liten zu bedienen , erlaſſen ſind . )

0 2. Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 28 . November 1864 , die Verhütung von

Feuersgefahr für Gebäude betr .f

＋ ( Regierungsblatt Seite 856. )

* 5 § 1. Das Anmachen offener Feuer auf Straßen und

ft , Plätzen innerhalb der Ortſchaften ohne ortspolizeiliche Ge⸗

ulben nehmigung iſt unterſagt .

fuer § 2. In Hofräumen und Hausgärten dürfen offene
Feuer nicht in ſolcher Nähe von Gebäuden und Vorräten

foler⸗ brennbarer Stoffe angezündet werden , daß dieſe dadurch in

odet
Brand geraten können . Solche Feuer ſind ſtets zu beauf⸗
ſichtigen und vollſtändig auszulöſchen , ehe ſie verlaſſen werden .

gerät⸗ § 3. In Gebäuden dürfen Feuer nicht außer den bau⸗

barem ordnungsmäßig hergeſtellten und erhaltenen Feuerſtätten an⸗

gezündet werden .
Wo bei Bauarbeiten an Gebäuden Feuer oder Glut be⸗

nützt werden muß , müſſen dieſe in feuerſicherer Weiſe ver⸗

wahrt ſein .

) Zur Ausführung der Ziffer 8 können behufs der Verhütung
von Feuersgefahr gemäß Artikel 3 WWie des Badiſchen Einführungs⸗

uch dn geſetzes zum Reichsſtrafgeſetzbuch Verordnungen , bezirks⸗ oder orts⸗
polizeiliche Vorſchriften erlaſſen werden und es ſteht nichts im Wege ,
daß ſie auch feuerpolizeiliche Anordnungen enthalten , die über den
Inhalt der hierher gehörigen Beſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs
hinausgehen .

2) Die Vorſchriften des 8 369 Ziffer 3 werden durch Verordnung ,
bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen . Artikel 3 VIe
des Badiſchen Einführungsgeſetzes zum Reichsſtrafgeſetzbuch .
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§ 4. Feuerſtätten müſſen ſtets ſo abgeſchloſſen oder ver⸗

wahrt werden , daß eine Verſtreuung der Feuerſtoffe nicht
erfolgen kann .

§ 5. In Lohalen , in welchen Vorräte von Holz oder

ſonſtigen leicht entzündlichen Stoffen gelagert oder verarbeitet

werden , ſind offene Feuerſtätten unzuläſſig .
Wird in ſolchen Lokalen der Ofen nicht von außen oder

von einem mit eiſerner oder blechbeſchlagener Türe ver⸗

ſchließbaren Vorkamine geheizt , ſo muß derſelbe mit einem

Plattenboden und einem Blechmantel in ſolcher Entfernung
verwahrt werden , daß die Feuerungstüre leicht geöffnet und

der Aſchenbehälter bequem herausgezogen werden kann . Der

Blechmantel muß die Feuerungstüre überragen . Der Raum

zwiſchen Ofen und Mantel iſt ſtets frei von brennbaren

Stoffen zu halten .

S8 6. Das Dörren von Hanf oder Flachs mittels Feuer
darf nicht in Wohngebäuden und nicht in ſolcher Nähe der⸗

ſelben geſchehen , daß dieſe gefährdet werden können . Wo

es beſondere Verhältniſſe unumgänglich nötig machen , können

die Bezirksämter das Dörren an wohlverwahrten Ofen in

Wohn⸗ oder angrenzenden anderen Gebäuden unter Anord⸗

nung der erforderlichen Vorſichtsmaßregeln geſtatten .
§ 7. Das Auslaſſen größerer Quantitäten von Schmalz

und Talg , das Sieden von Bl , Pech , Lack , Firnis und der⸗

gleichen darf nur bei geſchloſſenem Feuer und , inſofern es in

Wohn⸗ oder daran grenzenden Gebäuden geſchieht , nur in

feuerſicherem , gewölbtem Raum vorgenommen werden .

§ 8. Das Verpichen und Ausbrennen der Fäſſer darf
nur auf Plätzen ſtattfinden , wo dies ohne Gefährdung an⸗

grenzender Gebäude geſchehen kann .

§ 9. Aſche darf nur in feuerſicheren Behältern oder an

feuerfeſten Orten aufbewahrt werden , in keinem Falle aber

auf hölzernen Böden , in Dachräumen , Schopfen oder an

Orten , wo brennbare Materialien gelagert ſind .
Wird Torfaſche nicht aufbewahrt , ſo darf dieſelbe nur

nach gehörigem Begießen mit Waſſer von der Feuerſtätte
weggebracht werden .
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Leichtfertiges Umgehen mit Feuer . 569

§S 10 . Holz , Stroh und andere brennbare Materialien
dürfen nicht in unmittelbarer Nähe von Kaminen oder in
ſolcher Nähe von Feuerſtätten gelagert werden , daß eine Ent⸗
zündung ſtattfinden kann .

§ 11 . Offenes , d. i. gegen Berührung mit brennbaren
Stoffen nicht genügend geſichertes Licht darf in Stallungen ,
Scheunen , Schopfen , Heu - und Fruchtböden und andern
Räumen , welche zur Aufbewahrung leicht entzündlicher Gegen⸗
ſtände dienen , nicht gebraucht werden .)

§ 12 . In den gleichen Räumen ( § 11) iſt das Tabak⸗
rauchen unterſagt . ?)

§ 13 . Die auf vorſtehende Verbote Bezug habenden
älteren Verordnungen werden aufgehoben .

§ 14 . Soweit örtliche Verhältniſſe weitere Vorſchriften
nötig oder rätlich machen , ſind in Gemäßheit des [ S 110 Ab⸗
ſatz ! des Polizeiſtrafgeſetzbuchs ] ?) bezirks⸗ oder ortspolizei⸗
liche Vorſchriften zu erlaſſen .

3. Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 30 . Dezember 1871 , den Vollzug des

Reichsſtrafgeſetzbuchs betr .

( Geſ . ⸗ und VOBl. 1872 Seite 4 )

Ziff . 5. Dienſtherrſchaften , Arbeitgeber , Familien⸗
häupter , welche feuergefährliche Handlungen ihrer Dienſt⸗
leute , Arbeiter , Familienglieder oder Hausgenoſſen wiſſentlich
dulden , desgleichen Perſonen , welche leichtfertigerweiſe Kin⸗

dern , Blödſinnigen , Wahnſinnigen oder Betrunkenen Feuer ,
Licht oder leicht entzündliche Stoffe anvertrauen , oder welche

) §S 11 iſt durch § 368 Ziff . 5 des Reichsſtrafgeſetzbuchs
( Seite 566 ) erſetzt .

) §S 12 bleibt neben 8 368 Ziff . 5 des Reichsſtrafgeſetzbuchs
inſofern in Geltung , als es das Tabakrauchen in Scheunen uſw . auch
dann unterſagt , wenn das Feuer verwahrt wird , z. B. die Pfeife
mit feſt ſchließendem Dechel verſehen iſt .

Y. S 110 PStcöB . iſt durch Art . 3 J des Bad . Einf. ⸗Geſ. zum
RStGB . aufgehoben , da das RStcbB . in 8367 Ziff . 6, § 368 Ziff . 3ff .
entſprechende Beſtimmungen enthält ; vgl . auch Art . 3 VI des Bad .
Einf . ⸗Geſ. z. RStGB .
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im Freien angemachtes Feuer verlaſſen , ehe es vollſtändig
ausgelöſcht iſt , werden auf Grund des § 368 Ziffer 8 des

Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geld bis zu 60 ( Gold - ⸗) Mark oder

mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft .

4 . Überwachung elektriſcher Anlagen .

A. Starkſtromanlagen .

a) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 30 . März
1909 Nr . 14602 :

Es erſcheint angezeigt , daß die Bezirksämter den Be⸗

ſitzern elektriſcher Starkſtromanlagen in geeigneten Fällen im

Wege der Einzelanordnung diejenigen Auflagen machen ,
welche zur Verhütung von Unglücksfällen nach den Verhält⸗
niſſen des einzelnen Falles erforderlich ſind. !“)

Die rechtliche Grundlage für dieſe Anordnungen bildet

§ 108 Ziffer 52) , für Hausinſtallationen auch § 114 Ziffer 27
PStGB .

Als ſolche Auflagen können in Betracht kommen :
1. Die Unternehmer oder die an ihrer Stelle zur Leitung

des Betriebs beſtellten Vertreter ſind verpflichtet , die

Starkſtromanlagen den Rüchſichten auf Leben , Ge⸗

ſundheit und Feuerſicherheit entſprechend einzurichten ,
zu unterhalten und zu betreiben und dabei die jewei⸗
ligen vom Miniſterium des Innern erlaſſenen oder an⸗

) Erl . d. Min . d. Innern v. 2. Mai/25 . Juni 1910 Nr. 14499
u. 28 260 : Es beſteht kein Bedürfnis , dieſe Überwachungstätigkeit
auch auf ſtaatliche Starkſtromanlagen und die elektriſchen Haus⸗
inſtallationen in ſtaatlichen Gebäuden auszudehnen , welche , wie dies
bei bahneigenen Gebäuden der Fall iſt , durch ſachverſtändige Beamte
dieſer Behörde beaufſichtigt werden . Glaubt ein Bezirksamt , Grund
zu der Annahme zu haben , daß der Zuſtand einer derartigen Anlage
zu Gefährdungen Anlaß gibt , ſo wird es hiervon der zuſtändigen
Maſchineninſpektion zur weiteren Anordnung Mitteilung machen .
Dagegen iſt davon abzuſehen , gegenüber den Eigentümern privater
Unternehmungen , welche für Gebäude der Eifenbahnverwaltung
Elektrizität liefern , Auflagen zu erlaſſen , welche die Beſeitigung
feuergefährlicher Zuſtände uſw . in ſolchen Gebäuden bezwecken , es
ſei denn , daß im letzteren Falle das Bezirksamt von der zuſtändigen
Behörde ſelbſt um ein Einſchreiten erſucht wird .

) Jetzt : § 108 Ziff . 2 und § 114 Ziff . 1 ([. Seite 547 u. 661) .
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erkannten Sicherheits⸗ und Betriebsvorſchriften für
elektriſche Starkſtromanlagen zu beachten . ! )

2. Die Unternehmer oder ihre Vertreter haben dafür zu
ſorgen , daß die vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtun —
gen beſtimmungsgemäß erhalten und benützt werden .

3. Die Unternehmer oder ihre Vertreter ſind verpflichtet ,
die Anlagen durch Sachverſtändige , welche vom Be⸗
zirksamt anerkannt ſein müſſen , überwachen zu laſſen
und dem Bezirksamt die Reviſionsberichte abſchriftlich
mitzuteilen . Die Überwachung beſteht in der erſtmali⸗
gen Abnahme und in fortlaufenden Prüfungen . Die

fortlaufenden Prüfungen haben für die Hochſpannungs⸗
anlagen in jährlichen Friſten zu erfolgen . Für die

Prüfung der Niederſpannungsanlagen und der Haus⸗
inſtallationen wird vorerſt eine dreijährige Friſt als

genügend angeſehen .
4. Bei den Prüfungen iſt feſtzuſtellen , ob die Anlagen und

der Betrieb den anerkannten Vorſchriften und Plänen
entſprechen . Vorgefundene Mängel ſind innerhalb einer

auf Antrag der Sachverſtändigen vom Bezirksamt feſt⸗
zuſetzenden angemeſſenen Friſt zu beſeitigen .

5. Ergibt ſich bei der Unterſuchung ein Zuſtand , der un⸗
mittelbare Gefahren in ſich ſchließt , und wird dieſer
Zuſtand nicht ſofort beſeitigt , ſo kann das Bezirksamt
den Betrieb des gefährlichen Teils der Anlage bis zur
Beſeitigung der Gefahr einſtellen .

1) Mit Erl . d. Min . d. Innern vom 15. März 1915 Nr . 10027
wurden den Bezirksämtern die vom Verband deutſcher Elektro⸗
techniker herausgegebenen „ Vorſchriften für die Errichtung
und den Betrieb elektriſcher Starkſtromanlagen nebſt Aus⸗
führungsregeln , Anleitung zur erſten Hilfeleiſtung bei Unfällen im
elektriſchen Betriebe . Empfehlenswerte Maßnahmen bei Bränden ,
Ausgabe 1915 “ , mit der Weiſung mitgeteilt , ſich die „Vorſchriften “
bei Handhabung der Aufſichtsrechte zur techniſchen Richtſchnur dienen
zu laſſen und von denſelben im Intereſſe der Einheitlichkeit der
Durchführung der Vorſchriften nur aus gewichtigen Gründen abzu⸗
weichen ; im Falle einer von den techniſchen Behörden vertretenen ,
von der in den „Vorſchriften “ enthaltenen abweichenden Auffaſſung
über erforderliche Schutzmaßnahmen ſollen die Bezirksämter in be⸗
ſonders wichtigen Fällen dem Miniſterium berichten .
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6. Im Bedürfnisfalle können außerordentliche Unter⸗

ſuchungen oder regelmäßig kürzere Unterſuchungs⸗
friſten durch das Bezirksamt angeordnet werden .

7. Beſitzern von in gefahrdrohendem Zuſtand befindlichen
Hausinſtallationen iſt die Stromlieferung ſo lange vor⸗

zuenthalten , bis dieſer Zuſtand beſeitigt iſt .
Bezüglich der Ziffer 7 weiſen wir in rechtlicher Beziehung

darauf hin , daß es in erſter Linie Sache des Unternehmers
der Elektrizitätsanlagen iſt , dafür zu ſorgen , daß die in den

einzelnen Häuſern befindlichen Anlagen , welche von ihm mit

elektriſchem Strom verſorgt werden , in betriebs - und feuer⸗
ſicherem Zuſtand erhalten werden . Der Unternehmer kann
dies unſchwer dadurch erreichen , daß er ſich in den mit den

Einzelabnehmern abzuſchließenden Verträgen die Beachtung
entſprechender Vorſichtsmaßregeln ausbedingt und bei Nicht⸗
einhaltung dieſer vertragsmäßigen Verpflichtungen ſeitens
ſeiner Abnehmer mit geeigneten Maßnahmen ( vor allem

Stromentziehung ) gegen dieſelben vorgeht , wie dies auch ſei⸗
tens der Elektrizitätswerke der größeren Städte geſchieht
( vergl . z. B. die Stromlieferungsbedingungen der ſtädtiſchen
Elektrizitätswerke Karlsruhe , Baden und Freiburg . )

b) Erlaß des Miniſteriums des Innern an die Bezirksämter
vom 27. April 1915 Nr. 18 064 , den Schutz elektriſcher Anlagen betr . :

In der Anlage überſenden wir das vom Verband Deutſcher
Elektrotechniker herausgegebene „ Merkblatt für Verhaltungs⸗

] iehe ferner den Erlaß des Min . d. Innern vom 26. März
1912 Nr. 57017 , die Errichtung elektriſcher Starkſtromanlagen betr . ,
und in gemeindewirtſchaftlicher Hinſicht den Erlaß des gleichen
Miniſteriums vom 20. März 1911 Nr. 7273 , die Verſorgung der
Gemeinden mit elektriſcher Energie betr .

) Die Beratung der Bezirksämter , Kreiſe , Gemeinden und
öffentlichen Körperſchaften in Fragen der Verſorgung mit elektriſcher
Energie , die Feſtſtellung der allgemeinen Anforderungen , die zur Ver⸗
hütung von Unglücksfällen bei der Errichtung elektriſcher Starkſtrom⸗
anlagen uſw . zu ſtellen ſind , iſt Aufgabe der bei der Waſſer⸗ und
Straßenbaudirektion errichteten Abteilung für Waſſerkraftund Elektrizität . Die Überwachung der Einhaltung der hiernach
von dieſer Abteilung aufgeſtellten Anforderungen liegt den techniſchen
Bezirksſtellen ob, ſoweit nicht eine weitere Überprüfung durch die
genannte Abteilung erforderlich wird ( Verordnung d. Min . d. Innern
v. 12. April 1913 , Geſ. ⸗ u. VOBl . 1913 S. 399) .
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maßregeln gegenüber elektriſchen Freileitungen “ in zweiAbdrucken mit dem Anheimgeben , in Bezirken , wo Freileitungen be⸗
ſtehen , es durch zeitweiſe zu wiederholende Bekanntmachung in dem
amtlichen Verkündigungsblatt zur öffentlichen Kenntnis zu bringen .Auch wird es ſich empfehlen , die Bürgermeiſterämter auf es hinzu⸗
weiſen mit dem Bemerken , daß gegebenenfalls der öffentliche Anſchlagdes Merkblattes , welches auch in Plakatform erſchienen und in
dieſer Geſtalt von der Verlagsbuchhandlung von Julius Springer ,Berlin W. 9, zum Preiſe von 50 Pfg . das Stück zu beziehen iſt , an⸗
gezeigt ſein kann . Den Ortsſchulbehörden ſowie den Direktionen
der höheren Lehranſtalten einſchließlich der Seminare und Vor⸗
ſeminare iſt durch das Miniſterium des Kultus und Unterrichtsbereits früher eine entſprechende Anzahl des Merkblattes mit dem
Auftrage zugegangen , ſeinen Inhalt alljährlich zur Kenntnis der
Schüler zu bringen .

Wir machen ferner darauf aufmerkſam , daß in Bezirken , in
denen ſich Starkſtrom⸗Freileitungen befinden , zur Verhütung von
Unglücksfällen und zum Schutze der Anlagen gegen Störung und
Beſchädigung entſprechende bezirkspolizeiliche Vorſchriften aufgrundder 88 1085 , 109 a des PStGB . 1 ) 2) erlaſſen werden können .

B. Schwachſtromanlagen .
Nach Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 15 . März

1915 Nr . 10027 ſind die vom Verband deutſcher Elektro⸗
techniker herausgegebenen „Leitſätze für die Errichtung elek⸗
triſcher Fernmeldeanlagen ( Schwachſtromanlagen ) , Nor⸗
malien für iſolierte Leitungen in Fernmeldeanlagen , Leitſätze
für den Anſchluß von Schwachſtromanlagen an Nieder⸗

ſpannungsſtarkſtromnetze durch Transformatoren oder Kon⸗
denſatoren “ , welche den Bezirksämtern gleichzeitig mitgeteilt
wurden , als geeignete Grundlage für eine ſachgemäße Ausfüh⸗
rung von Schwachſtromanlagen anzuſehen ; ſie ſollen in erſter
Linie bei Ausſchreibung und Vergebung von Schwachſtroman⸗
lagen als Unterlage für die Ausführung berückſichtigt werden.

58 . 108s PStéSB . hat jetzt die Bezeichnung 1082 ( oben
S. 547 abgedruckt ) .

) § 109a PStG6B . lautet : „ Mit Geld oder mit Haft wird
beſtraft , wer den Beſtimmungen zuwiderhandelt , welche im öffentlichen
Intereſſe über die Benützung und Inſtandhaltung von Waſſer⸗
leitungen , Gasleitungen oder anderen zur Zuführung elementarer
Stoffe oder Kräfte dienenden und für weitere Kreiſe beſtimmten
Leitungen ſowie zum Schutz derartiger Anlagen gegen Störung und
Beſchädigung durch Verordnung , bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vor⸗
ſchriften erlaſſen worden ſind . “
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5. Kinematographen .

a) Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom

2. Dez ember 1911 Nr . 47776 angeordnet , daß bei

kinematographiſchen Vorführungen im Intereſſe der Feuer⸗
ſicherheit künftig die nachſtehenden Grundſätze maß⸗
gebend ſind :

Sicherheitsmaßregeln
bei kinematographiſchen Vorführungen .

1. Bei Vorführungen mit Kinematographen⸗ und

ſonſtigen Projektions⸗ ( Lichtbilder⸗h Apparaten in Theatern ,
Verſammlungsräumen , Läden , Buden , Zelten oder gelegent⸗
lich öffentlicher Schauſtellungen an anderen Orten iſt , ſoweit
hierbei leicht entzündliche Films verwendet werden , als Licht⸗
quelle nur elektriſches Licht oder Kalklicht ( Gaskalllicht ,
Ather⸗ , Benzin⸗ oder Gaſolinkalklicht ) zuzulaſſen .

2. Die elektriſche oder Kalklichtlampe muß in einem

doppelwandigen Gehäuſe aus Eiſen⸗ oder Stahlblech unter⸗

gebracht ſein , welches an der Innenſeite mit Asbeſt oder dergl .
bekleidet und ſo eingerichtet ſein muß , daß keine glühenden
Teile nach außen gelangen können . Demgemäß ſind die am

Apparate vorhandenen Luftlöcher , ſoweit es ohne Störung
für die Bedienung des Apparates möglich iſt , durch Ab⸗

deckung mit Drahtgaze oder dergl . von innen zu ſichern . Am
oberen Teile des Gehäuſes , welcher dachförmig abgeſchrägt ſein
muß , ſo daß keine Filmrollen darauf gelegt werden können ,
iſt ein ins Freie führendes Entlüftungsrohr von mindeſtens
4 em Durchmeſſer derart anzubringen , daß die von der Licht⸗
quelle ausſtrömende Wärme nach außen abgeführt wird . Am

Apparattiſch , deſſen Platte entweder ganz aus Eiſen beſtehen
oder mit Eiſenblech bekleidet ſein muß , iſt an geeigneter Stelle
ein mit Waſſer gefüllter Metallbehälter für heiße Kalkreſte
oder ausgewechſelte Kohlenſtifte anzubringen .

3. Bei Benützung elektriſcher Beleuchtung ſind für die

Anlage die vom Verband deutſcher Elektrotechniker heraus⸗
gegebenen und vom Miniſterium des Innern anerkannten

Sicherheitsvorſchriften für die Errichtung und den Betrieb

elektriſcher Starkſtromanlagen , insbeſondere die beſonderen
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Vorſchriften über Theaterinſtallation , ſoweit ſie ſinngemäß
Anwendung finden können , maßgebend . Beſonders zu be⸗
achten iſt hierbei , daß ſämtliche Widerſtände auf Tafeln von
unverbrennlichem , nichtleitendem Material montiert und mit
Schutzgehäuſe aus unverbrennlichen Stoffen verſehen ſein
müſſen . Die Lichtquelle und vorhandene Elektromotoren
müſſen auch von einer geeigneten Stelle außerhalb des Appa⸗
ratenraums ausgeſchaltet werden können .

4. Bei Verwendung von Kalklicht dürfen entweder nur
ſogenannte Sicherheitslampen , bei welchen ſich das Gas⸗
gemenge erſt im Augenblick des Austritts kurz vor der
Flamme bildet , oder Miſchbrenner , bei welchen das Gas⸗
gemenge ſich innerhalb des Brenners miſcht , benützt werden .
Bei Miſchbrennern muß zwiſchen der Austrittsöffnung
( Brennerſpitze ) eine Schutzvorrichtung von Drahtgaze oder
dergleichen angeordnet ſein , welche ein Zurückſchlagen der
Flamme in die Miſchkammer verhindert . Gleiche Vorrich⸗
tungen müſſen in der Zuleitung für den Brennſtoff vorgeſehen
ſein , und zwar je eine dicht hinter dem Saturator und eine
vor der Miſchkammer . Es müſſen metallene Anſätze an dem
Saturator und an der Miſchkammer vorhanden ſein , in welchen
ſich die Schutzvorrichtung gegen Zurückſchlagen der Flamme
befindet und an welche die Zuleitung ( Gummiſchlauch ) feſt
angebracht ( aufgeſchraubt ) ſein muß . Der Sauerſtoff darf nur
in Stahlzylindern aufbewahrt werden . Die Benützung von
Gummiſäcken zur Aufbewahrung von Sauerſtoff iſt unterſagt .

5. Bei Benützung von Ather⸗, Benzin⸗ oder Gaſolin⸗
kalklicht ( für Anlagen auf Plätzen , für welche Leuchtgas nicht
beſchafft werden kann ) muß die zur Speifung der Flamme
dienende Ather⸗, Benzin⸗ oder Gaſolinflüſſigkeit ſich in einem
außerhalb des Lampenkaſtens angeordneten Behälter be⸗
finden . Dieſer Behälter ( Saturator ) iſt mit dem Sauerſtoff⸗
behälter durch gute und gut befeſtigte Gummiſchläuche zu ver⸗
binden . Der Saturator muß poröſe Stoffe enthalten , welche
die zu verwendende Ather⸗ oder Gaſolinflüſſigkeit aufſaugen .
Ein Auf⸗ und Nachfüllen des Saturators darf nur in einem
Raum ſtattfinden , welcher von demjenigen , in dem die Vorfüh⸗
rung ſtattfindet , getrennt iſt , und nur bei Tageslicht oder mit
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Benützung exploſionsſicherer künſtlicher Beleuchtung . Der Sa⸗

turator darf erſt dann in den Vorführungsraum gebracht
werden , wenn die von den poröſen Stoffen nicht aufgeſaugte
Flüſſigkeit abgegoſſen worden iſt . Niemals dürfen Ather⸗ ,
Benzin⸗ oder Gaſolinkalklichtlampen verwendet werden , bei

welchen der Saturator mit dem Brenner vereinigt iſt oder ſich
innerhalb des Lampenkaſtens befindet .

Der Vorrat an Benzin , Ather oder Gaſolin darf nicht
in dem zur Vorführung beſtimmten Raum aufbewahrt werden

und die Menge von 2 kcg nicht überſteigen ( § 8 der Verord⸗

nung des Miniſteriums des Innern vom 22 . Auguſt 1890 ,

Geſ . ⸗ und VOBl . S. 522 ff . ) ) . Die Aufbewahrung hat in

Metallgefäßen zu erfolgen , welche gegen Roſten zu ſichern und

deren Offnungen mit Schutzvorrichtungen gegen ein Durchſchla⸗
gen von Flammen verſehen ſind ( ſogen . Salzkottner Kannen ) .

6. Zwiſchen der Lichtquelle und dem Filmſtreifen muß
eine Vorrichtung angebracht ſein , welche bei zu langſamer
Bewegung und beim Stillſtehen des Films den Lichtſtrahl
ſelbſttätig abblendet . Dieſe ſelbſttätig wirkende Blende muß
im Falle des Verſagens auch von dem Bedienungsmann durch
einen einfachen Handgriff geſchloſſen werden können , andern⸗

falls muß noch eine von Hand zu bedienende Blende vor⸗

handen ſein . Die ſog . Blendflügel müſſen zwiſchen Lichtquelle
und Film angeordnet ſein .

7. Der vor der Linſe (d. h. im Fenſter des Apparates )
befindliche Filmabſchnitt muß oberhalb und unterhalb des

Fenſters durch eine mindeſtens 4 em lange Metallhülſe von

höchſtens 2mm Weite geführt werden , damit eine an dieſer
Stelle auftretende Flamme nicht weitere Filmteile entzünden
kann , oder es müſſen anderweitige ſicher wirkende Vorrich⸗
tungen getroffen ſein , welche verhindern , daß ein durch die

Linſe in der Bildfläche entſtehendes Feuer durch Weiter⸗
brennen und Überſchlagen der Flammen oder durch Herab —
fallen brennender Filmteile über die eigentliche Bildfläche
hinausgehen kann . Es iſt ferner dafür zu ſorgen , daß die

Filmſtreifen ſich niemals über dem Lampenkaſten befinden

h Unten Seite 622 abgedruckt .
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oder um dieſen herumlaufen , ſie dürfen bei etwaigem fehler⸗
haftem Laufen mit dem Lampenkaſten überhaupt nicht in Be⸗
rührung kommen . Geſchloſſene Filmkapſeln ſind zu vermeiden .

Die Geſchwindigkeit , mit welcher der Film von der einen
Rolle ab⸗ und auf die andere aufläuft , muß bei beiden Rollen
die gleiche ſein .

8. Der Apparat , das Lampengehäuſe und die zur Ver⸗
wendung gelangenden Lampen dürfen nicht eher in Betrieb
genommen werden , als bis ſie polizeilich , ſoweit erforderlich
unter Zuziehung eines Vertreters der Feuerwehr oder eines
anderen Sachverſtändigen , geprüft und für einwandsfrei er⸗
klärt worden ſind .

9. Kinematographenapparate müſſen in einem von un⸗
verbrennlichen Wänden umgebenen , beſonderen Raum derart
aufgeſtellt ſein , daß ein im Innern ausbrechendes Feuer unter
keinen Umſtänden nach außen übergreifen kann , Dieſer
Apparatraum ſoll wenn irgend möglich dem Hauptausgang
des Zuſchauerraums gegenüber liegen . Er muß mindeſtens
12 cbm Luftraum und mindeſtens 4 qm Grundfläche beſitzen .
Die Umfaſſungswände müſſen in wenigſtens 25 em Stärke
maſſiv aufgeführt werden oder bei Anwendung von Eiſen⸗
beton eine mindeſtens ebenſo große Widerſtandsfähigkeit
gegen Druck aufweiſen . Durch reichlich bemeſſene Zuluft⸗ und
Abluftkanäle iſt dafür zu ſorgen , daß die bei unvollſtändiger
Verbrennung von Celluloidfilms ſich bildenden giftigen und
exploſionsfähigen Gaſe raſch und unſchädlich abgeführt
werden . In der nach dem Zuſchauerraum gelegenen Wand
dürfen für jeden vorhandenen Lichtbilderapparat nur ein
Schauloch und eine Offnung für den Lichtkegel angebracht
werden . Die Offnungen dürfen höchſtens 10 auf 15 em
groß ſein und ſind mit einer mindeſtens 5 mmſtarken , nicht
herausnehmbaren Glasſcheibe dicht zu ſchließen . Schaulöcher
und Lichtkegelöffnungen müſſen Eiſenblechſchieber von min⸗
deſtens 3 mmm Stärke erhalten , welche im Falle eines Brandes
im Apparatraum die Offnung ſelbſttätig rauchdicht ſchließen .
Außerdem müſſen die öffnungen vom Apparatraum aus , wie

auch von einer geeigneten Stelle außerhalb desſelben durch
Metallſchieber leicht und ſicher geſchloſſen werden können .

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 37
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Der Apparatenraum muß für das Publikum unzugänglich
und mit einer ſich nach außen öffnenden , von ſelbſt zufallenden
Türe verſehen ſein , die den am Apparat beſchäftigten Per⸗

ſonen einen ſicheren Rückzug geſtattet . Türen nach dem

Zuſchauerraum , nach Durchgängen , Fluren und Treppen⸗

häuſern , welche vom Publikum oder von Hausbewohnern

benutzt werden , ſowie auch nach bewohnten Räumen ſind in der

Regel unzuläſſig . Der Apparatenraum iſt mit einem genügend

großen , ins Freie führenden Fenſter mit dünner Verglaſung

zu verſehen . Neben dem Apparat muß eine ſchwer entflamm⸗
bare Decke , mit welcher der ganze Apparat überdeckt werden

kann , ferner ein mit Waſſer gefüllter Eimer und ein Scheuer⸗

lappen bereit gehalten werden . Große Vorſchaltwiderſtände
ſind der Wärmeentwicklung wegen zweckmäßig außerhalb
des Apparatenraumes unterzubringen .

10 . Der Vorrat an Films mußin vollſtändig luftdicht
ſchließenden , innen mit Asbeſt bekleideten Metallbehältern auf —
bewahrtwerden . Während der Vorſtellung iſt der Behälter ſtets
geſchloſſen zu halten . Es dürfen nicht mehr als die für eine

Vorſtellung erforderlichen Filmrollen im Apparatraum aufbe⸗
wahrt werden . Eine Umſpulvorrichtung darf nur in einer Min⸗

deſtentfernung von 1u˙m vom Apparat angebracht werden Für
das Umſpulen von Filmrollen während der Vorſtellung darf
die den Apparat bedienende Perſon nicht verwendet werden .

11 . Das Rauchen iſt in dem für den Apparat abgegrenzten
Raum und überhaupt in der Nähe der Filmſtreifen verboten ;
das Rauchverbot iſt durch Anſchläge in ausreichender Zahl
und Größe mit deutlicher Schrift kenntlich zu machen .

12 . Der den Apparat bedienende Techniker muß ſich
darüber ausweiſen , daß er mit der Bedienung des Apparates
und den dazu erforderlichen Maßnahmen vollkommen ver⸗

traut iſt . Er muß bei Benützung von elektriſchem oder Kalk⸗

licht genaue Kenntnis der erforderlichen Sicherheitsvorrich —
tungen beſitzen und darüber informiert ſein , was er im Falle
eines Brandes zur Unterdrückung desſelben und zur Abwen⸗

dung einer Panik zu tun hat .
13 . Bei Vorführungen in Theatern und Sälen , welche

über 500 Perſonen faſſen , muß bei dem Apparat , wenn die
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Beleuchtung des Saales oder Theaters und die Bedienungdes Apparates nicht in einer Hand vereinigt iſt , eine Signal⸗
vorrichtung , z. B. eine elektriſche Glocke oder ein Fernſprecher
vorhanden ſein , um den Beleuchter von einem entſtehenden
Brande oder einer ſonſtigen Störung ſofort benachrichtigen zu
können . Der Beleuchter , dem während der Vorführung eine
zweite ſachverſtändige Perſon beigegeben ſein muß , die ihr
Augenmerk hauptſächlich auf die Schutzvorrichtungen gegen
Feuersgefahr zu richten und im Falle der Gefahr ſofort die
nötigen Maßnahmen zu treffen hat , muß dahin unterwieſen
ſein , daß er auf das verabredete Signal ſofort die Beleuch⸗
tung des Saales bezw . Theaters wieder einſtellt .

14 . Ausgänge , Treppen und Gänge müſſen den Vor⸗
ſchriften über Verſammlungsräume entſprechen und ſo an⸗
geordnet ſein , daß auch bei einem im Apparatenraum ausge⸗
brochenen Brande eine ſichere und ſchnelle Entleerung des
Zuſchauerraumes gewährleiſtet iſt .

Alle Ausgangstüren müſſen nach außen ſchlagend und
ſo eingerichtet ſein , daß ſie von innen durch einen in Höhe von
1,50 m angebrachten Hebelgriff , Theaterriegel , leicht geöffnet
werden können . Die vorderſten Plätze müſſen mindeſtens
2 mvon der Bildwand entfernt ſein .

Die Stühle müſſen , ausgenommen in Logen , unverrück⸗
bar befeſtigt und mit ſelbſttätig hochklappenden Sitzen ver⸗
ſehen ſein . Die Mindeſtbreite muß 50 em , die Mindeſttiefe
der Sitzreihen 80 em betragen .

Es dürfen nicht mehr als 8Sitzplätze in ununterbrochener
Reihe nebeneinander angeordnet werden .

Stehplätze ſind nur auf beſonders dafür vorgeſehenen
Stellen und in beſchränkter Zahl zuläſſig ; ſie müſſen gegen
die Gänge durch feſte Schranken abgegrenzt werden . Auf
1qm Grundfläche ſind 3 Perſonen zu rechnen .

Die Ausgangstüren und Gänge des Zuſchauerraumes
müſſen während der Vorſtellung ſtets freigehalten werden .

Während der Verdunkelung des Zuſchauerraumes hat
eine aus Kerzen⸗ oder Rüböllampen beſtehende , beſſer noch
eine von einer beſonderen Akkumulatorenbatterie geſpeiſte
elektriſche Notbeleuchtung zu brennen , welche auch
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die Ausgänge , die durch entſprechende Aufſchrift als ſolche zu

kennzeichnen ſind , deutlich erkennen laſſen muß .
15 . Bei Lichtbildvorſtellungen in Zelten und Buden , auf

Märkten und freien Plätzen finden die vorhergehenden Vor⸗

ſchriften eine den Verhältniſſen entſprechende Anwendung .
Buden oder Zelte müſſen nach allen Seiten von einem

freien Raum von mindeſtens 1,50 m Breite umgeben ſein .
Bei Verwendung elektriſcher Beleuchtung in Buden oder

Zelten müſſen ſämtliche Lampen mit Schutzkörben aus Draht⸗
geflecht oder mit Schutzgläſern verſehen ſein .

Werden auf Meſſen oder Märkten zum Betrieb der

elektriſchen Anlagen Dampfmaſchinen verwendet , ſo muß den

Vorſchriften der 88 12 Ziffer 1 Abſ . 3, 14 und 16 der Ver⸗

ordnung vom 27 . April 1910 , die Dampfkeſſelaufſicht betr . ! ) ,
genügt ſein ; ſoweit Benzin und mit ähnlichen Stoffen be⸗

triebene Motoren verwendet werden , ſind die Vorſchriften
über die Lagerung leicht entflammbarer Stoffe ( Verordnung
vom 22 . Auguſt 1890 ) ) zu beachten .

16 . Bei Vereinsveranſtaltungen , Vorträgen , Bazaren
oder dergl . ſind kurze Lichtbildvorführungen , jedoch nicht
unter Verwendung entzündbarer Films , geſtattet , auch wenn
kein beſonders abgetrennter Raum für den Apparat vor⸗

handen iſt . Von den übrigen Vorſchriften kann je nach Sach⸗
lage gleichfalls Abſtand genommen werden . Der Saal muß
in dieſem Fall den Vorſchriften für Verſammlungsräume
entſprechen . Der Platz für den Apparat muß in dieſem Falle
ringsum in einem Abſtand von mindeſtens Umfrei bleiben .

17 . Ob je nach den beſonderen Verhältniſſen des Einzel⸗
falles noch weitergehende Anforderungen zu ſtellen ſind , bleibt

dem Ermeſſen der Bezirksämter überlaſſen . Die Bezirks⸗
ämter haben durch geeignete Kontrolle darüber zu wachen ,
daß die angeordneten Sicherheitsmaßregeln entſprechende
Durchführung finden . “)

1) Bad . Geſ. ⸗ u. VOBl . 1910 - S. 167 ( S. 451 dieſes Buchs aus⸗
zugsweiſe abgedruckt ) .

2) Siehe Seite 617 dieſes Buchs .
) Mit dem an das Gewerbeaufſichtsamt gerichteten Erlaß vom

14. Dezember 1912 Nr. 45973 hat das Miniſterium des Innern dem
Gewerbeaufſichtsamt anheimgegeben , in einzelnen Fällen , wo es ge⸗
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b) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom24 . Mai 1912 Nr . 12336 :
Die Pläne über den Bau oder die Einrichtung vonRäumen für kinematographiſcheVorführungen ſind künftig,bevor die Baugenehmigung erteilt wird oder die Vorfüh⸗rungen zugelaſſen werden , dem Gewerbeaufſichtsamt vorzu⸗legen . Das Gewerbeaufſichtsamt wird insbeſondere prüfen ,ob der Apparaten⸗(Operations⸗ ) raum den Anforderungenentſpricht , die gemäß den mit unſerem Erlaß vom 2. De⸗

zember 1911 Nr. 47776 mitgeteilten Grundſätzen im Intereſſedes Arbeiterſchutzes zu ſtellen ſind .

Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 24. Mai1912 Nr . 8408 :
Die Vorſchriften der unſerem Erlaß vom 2. Dezember 1911Nr. 47776 beigegebenen Grundſätze gelten auch für bereits beſtehendeKinematographentheater und ſind bei dieſen möglichſt bald durchzu⸗führen . Insbeſondere müſſen in allen Fällen , auch wenn nur aneinzelnen Tagen der Woche Vorſtellungen ſtattfinden , die Stuhlreihenunter ſich und am Boden unverrückbar befeſtigt ſein , da die Nicht⸗beachtung dieſer Vorſchriſt bei Panik ſchwere Folgen nach ſich ziehenkann . Wenn der zu kinematographiſchen Vorſtellungen benützteSaal auch andern Zwecken dient , ſo kann der Vorſchrift in derWeiſe Genüge geſchehen , daß nicht jeder Stuhl einzeln am Bodenbefeſtigt wird , fondern daß die Stühle einer Reihe unter ſich, etwadurch Latten , Eiſenbänder oder dergl . unter den Füßen oder denSitzen der Stühle feſt verbunden und nur dieſe Latten uſw . an denbeiden Enden am Boden befeſtigt werden . Dieſe Befeſtigung kann3. B. durch Schrauben und in dem Boden eingelaſſene Schrauben⸗hülſen erfolgen . Hierdurch wird das Befeſtigen und Entfernen derStuhlreihen ohne beſondere Schwierigkeiten und ohne großen Zeit⸗aufwand möglich .

Auch an der Vorſchrift , daß die Stühle mit ſelbſttätig hoch⸗klappenden Sitzen verſehen ſein müſſen , iſt in der Regel feſtzuhalten.Wenn die Beſchaffung von Klappſitzen unverhältnismäßig großeKoſten verurſachen würde , und die Sicherheit der Beſucher ohnedieshinreichend gewährleiſtet erſcheint , ſo kann das Bezirksamt im ein⸗zelnen Fall davon abſehen , dieſe Einrichtung zu verlangen ; dannmuß aber der Abſtand von einer Sitzreihe zur anderen unter allen Um⸗ſtänden mindeſtens 95 em betragen ( von Lehne zu Lehne gemeſſen)
boten erſcheint , weitergehende Auflagen im Sinne der in dem Vortragdes Gewerbeaufſichtsamts an das Miniſterium des Innern vom17. Oktober 1912 Nr. 21473 enthaltenen Vorſchläge anzuregen .
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Auch bei Lichtbildervorſtellungen in Zelten und Buden ſind in

gleicher Weiſe in der Regel unverrückbar befeſtigte und ſelbſttätig

hochklappende Sitze zu verlangen .
Nur bei den unter Ziffer 16 der „Grundſätze “ genannten Ver⸗

anſtaltungen kann von dieſen Sicherheitsmaßregeln abgeſehen wer⸗

den , ſofern ſie nach den beſonderen Verhältniſſen entbehrlich er⸗

ſcheinen .

d) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 14. De⸗

zember 1912 Nr . 52093 , die Kinematographentheater mit

Wirtſchaftsbetrieb betr . :

Es kann im allgemeinen nicht als erwünſcht angeſehen werden ,

daß in Räumen , die kinematographiſchen Vorführungen dienen ,

während der Vorführungen Schankwirtſchaft betrieben wird . Dies

iſt , ſofern gemäß 8 33 der Gewerbeordnung die Bedürfnisfrage zu

prüfen iſt , zu berückſichtigen . Wenn der Betrieb der Schankwirt⸗

ſchaft in ſolchen Räumen geſtattet wird , ſo iſt darauf zu achten , daß

hierdurch die im Intereſſe der Beſucher erforderlichen Sicherheitsmaß⸗

nahmen nicht beeinträchtigt werden .

Insbeſondere dürfen in Räumen die kinematographiſchen Vor⸗
führungen dienen , nicht zum Zweck des Wirtſchaftsbetriebs Tiſche

aufgeſtellt werden . Zum Abſtellen der Gläſer und dergleichen ſind
an den Rückſeiten der Sitzreihen geeignete Vorrichtungen , kleine

Bretter oder dergl . ſo anzubringen , daß die Zugänge zu den Sitzen

nicht beeinträchtigt werden . Nötigenfalls ſind die Tiefenabſtände
der Sitzreihen entſprechend größer als allgemein vorgeſchrieben zu

bemeſſen.
Die Durchgänge ſind ſo zu bemeſſen , daß ſie trotz der Jnan⸗

ſpruchnahme durch den Wirtſchaftsbetrieb bequem ausreichen .
Sofern bei einem Geſuch um die Erlaubnis zum Betrieb einer

Schankwirtſchaft bekannt iſt , daß in Verbindung mit dem Wirt⸗
ſchaftsbetrieb kinematographiſche Vorführungen ſtattfinden ſollen , ſo
iſt der Geſuchſteller darauf hinzuweiſen , daß kinematographiſche Vor⸗

führungen nur geſtattet werden , wenn den hierwegen gebotenen be⸗
ſonderen polizeilichen Anforderungen entſprochen wird . Um prüfen
zu können , ob dieſen Anforderungen genügt iſt , iſt die Vorlage von

Plänen —in denen auch die Sitze mit ihren Maßen und Abſtänden
einzuzeichnen ſind — zu verlangen .

Für Wirtſchaftsräume , in denen kinematographiſche Vorfüh⸗
rungen ſtattfinden , iſt in gleicher Weiſe wie für Kinematographen⸗
theater das Rauchen polizeilich zu verbieten . Der Unternehmer iſt

anzuhalten , das Rauchverbot durch Anſchläge hinreichend bekannt

zu machen .
Bei Varietetheatern und ähnlichen Lokalen , in denen im Laufe

der üblichen Vorſtellungen jeweils nur während ganz kurzer Zeit
kinematographiſche Vorführungen ſtattfinden , kann , ſofern nach den

Verhältniſſen des einzelnen Falls keine Bedenken beſtehen , das
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Rauchen geduldet und das Aufſtellen von Tiſchen , wenn trotzdemgenügende Durchgänge geſichert bleiben , geſtattet werden .
Hiernach iſt künftig zu verfahren . Bei ſchon beſtehendenUnternehmungen , bei denen kinematographiſche Vorführungen und

Wirtſchaftsbetrieb verbunden ſind , ſind die erwähnten Maßnahmennach Möglichkeit unter Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſedes Einzelfalls durchzuführen .
e) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 10. Ja⸗nuar 1914 Nr . 1100 :
Es iſt vor kurzem vorgekommen , daß ein Unternehmer von

kinematographiſchen Vorführungen eine von der Firma , die ihmden Film lieferte , ausgeſtellte Beſcheinigung darüber vorlegte , daßder Film unverbrennlich ſei, während dies nicht zutraf . An dieEnden der Filmrolle hatte der Unternehmer außerdem Stücke ſchwerverbrennlichen Blankfilms ankleben laſſen , ſo daß , als eine Probeentnommen und geprüft worden war , unrichtigerweiſe angenommen
wurde , die ganze Filmrolle ſei ſchwer verbrennlich . Dementſprechendwurden weitgehende Erleichterungen von den üblichen Sicherheits⸗
maßregeln gewährt .

Bei der überwachung von kinematographiſchen Vorführungeniſt darauf zu achten , daß nicht ähnliche Täuſchungen vorkommen , dieunter Umſtänden große Gefahren zur Folge haben können .
) Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 18. Fe⸗bruar 1914 Nr . 4446 :
Das Gewerbeaufſichtsamt hat uns vorgetragen , daß die mit

Erlaß vom 2. Dezember 1911 Nr. 47776 bekannt gegebenen Sicher⸗
heitsmaßregeln vielfach bei den umherziehenden Lichtſpiel⸗
theatern , deren Beſitzer auf Grund eines Wandergewerbeſcheins
meiſt in Sälen von Gaſtwirtſchaften von Ort zu Ort einen oder
mehrere Abende lang kinematographiſche Vorſtellungen unter Ver⸗
wendung leicht entzündbarer Films darbieten , keine oder nur mangel⸗
hafte Anwendung finden .

Bei dieſen Vorführungen iſt — wie das Gewerbeaufſichtsamtmitteilt — ein abgetrennter , beſonderer Raum für den Projektions⸗
apparat meiſt nicht vorhanden . Im günſtigſten Fall wird ſtattdeſſen im Saale eine kleine ſogenannte feuerſichere Kabine aufge⸗
ſtellt . Dieſe beſteht im weſentlichen aus einem Geſtell von Stahl⸗
rohren , über die unverbrennliche Zeltleinwand geſpannt iſt ; ſie ent⸗
ſpricht ſomit keinesfalls den Vorſchriften unter Ziffer 9 der Sicher⸗
heitsmaßregeln . Vor allem kann beim Inbrandgeraten eines Filmsder entſtehende Rauch ungehindert in den Saal gelangen und hiereine Panik hervorrufen .

Da bei dieſen Vorführungen meiſt Tiſche aufgeſtellt werden ,die Stühle nicht befeſtigt ſind und Schankwirtſchaft betrieben wird ,und da im Hinblick auf die Zuſammenſetzung der Zuſchauer auf
Geiſtesgegenwart und Disziplin nicht gerechnet werden kann , ſo
müſſen von einer derartigen Panik ſchwere Folgen befürchtet werden .



584 Kinematographen .

Abgeſehen davon erwachſen aus dem vorübergehenden Betrieb

im Gegenſatz zum ſtändigen noch eine Reihe weiterer Gefahrmomente .
Wir erwähnen die mangelhafte elektriſche Inſtallation , die alten ,
durch häufigen Transport beſchädigten Apparate , das Fehlen der
Waſſerbrauſe über den Filmrollen am Apparat und ſonſtiger Feuer⸗
löſchmittel , die ungenügende oder ganz fehlende Kennzeichnung der

Ausgänge durch die Notbeleuchtung .
Es iſt bisher anſcheinend häufig gegenüber ſolchen wandernden

Lichtſpieltheatern Nachſicht geübt worden , obwohl hierfür die gelten⸗
den Beſtimmungen keine Grundlage bieten , und obwohl die geſchil⸗
derten Gefahren eine mildere Handhabung der Sicherheitsmaßregeln
nicht zuläſſig erſcheinen laſſen . Wir verkennen nicht , daß die ſtrenge
Durchführung der Sicherheitsmaßregeln gegenüber wandernden Licht⸗
ſpieltheatern oft dem Verbot der Aufführungen gleichkommt . Das
darf aber nicht davon abhalten , die mit unſerem Erlaß vom 2. De⸗

zember 1911 Nr. 47776 herausgegebenen Sicherheitsmaßregeln , die

zur Sicherheit der Beſucher von Lichtſpielaufführungen erforderlich
ſind , durchzuführen . Die unter Ziffer 15 der oben erwähnten Sicher⸗
heitsmaßregeln für Aufführungen in Zelten oder Buden zugelaſſene
„ den Verhältniſſen entſprechende Anwendung “ iſt für wandernde

Lichtſpieltheater in feſt umſchloſſenen Räumen nicht vorgeſehen .
Auch für Aufführungen in Zelten oder Buden müſſen übrigens die

Sicherheitsmaßregeln im weſentlichen durchgeführt werden , da auch
hierbei Gefahren für die Beſucher keineswegs ausgeſchloſſen ſind .

Eine weitgehende Abſchwächung können die Sicherheitsmaß⸗
regeln nur bei Verwendung nicht oder ſchwer entzündbarer Films
erfahren , wie das ſchon unter Ziffer 16 der erwähnten Sicherheits⸗
maßregeln vorgeſehen iſt . Was dort für Vorführungen bei Vereins⸗
veranſtaltungen und dergl . geſagt wird , gilt auch bei gewerbsmäßigen
Vorführungen , ſofern nur ſchwer entzündbare Films verwendet wer⸗
den. Wir haben ſchon mit Erlaß vom 18. Juli 1912 Nr. 220301 )
auf die Verwendung ſolcher Films hingewieſen und uns für dieſen
Fall Entſchließung wegen der Erleichterungen in den Sicherheits⸗
maßnahmen vorbehalten . Wenn es im einzelnen Fall nicht möglich
iſt , zunächſt unſere Entſchließung einzuholen , können künftig auch die
Bezirksämter bei ausſchließlicher Verwendung von ſchwer entzünd⸗
baren Films Erleichterungen gewähren . Es empfiehlt ſich aber
jedesmal ſorgfältig zu prüfen , ob in der Tat nur ſchwer entzünd⸗
bare Films verwendet werden ; dieſe Prüfung iſt nicht den Bürger⸗
meiſterämtern zu überlaſſen .

Inſoweit leicht entzündbare Films verwendet werden , wie das
bis jetzt noch die Regel iſt , iſt für die Durchführung der Sicherheits⸗

1) In dieſem Erlaß hat das Miniſterium ausgeſprochen , daß
bei Verwendung von Cellitfilms Erleichterungen in den Sicher⸗
heitsmaßnahmen in Betracht kommen könnten , daß das Miniſterium
ſich aber hierwegen Entſchließung im einzelnen Fall vorläufig vor⸗
behalten müſſe .
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maßregeln bei Wanderaufführungen in Sälen , Zelten und Buden —
wie oben dargelegt — Sorge zu tragen .

g ) ,Erlaß des Arbeitsminiſteriums vom 3. März 1920Nr . 5598 , Vorführungen in Wanderlichtſpielhäuſern betr . :
Unter Hinweis auf den Erlaß des Miniſteriums des Innern

vom 18. Februar 1914 Nr. 4446 , Sicherheitsmaßregeln bei kine⸗
matographiſchen Vorführungen betr . , beſtimmen wir , daß künftigdie Erteilung eines Wandergewerbeſcheins für Lichtſpiele an folgende
Bedingungen zu knüpfen iſt :

1. Vorführungen dürfen Aur in ſolchen Lichtſpielanlagen vorge⸗nommen werden , die in ſicherheitspolizeilicher Hinſicht voll⸗
ſtändig den Anforderungen an ſtehende Lichtſpielhäuſer ent⸗
ſprechen ;

der Vorführer muß wie bei den ſtehenden Lichtſpielhäuſernein Vorführungszeugnis beſitzen , das er vor einem von einem
Bezirksamt anerkannten Sachverſtändigen erworben hat ;3. mit der Prüfung der Vorführer iſt ein Beamter der badiſchen

0 Geſellſchaft zur überwachung von Dampfkeſſeln in Mannheim
zu betrauen .

h) Erlaß des Arbeitsminiſteriums vom 27. Dezember1921 Nr . 45966 , die Schullichtſpielvorführungen , hier den
Heim⸗ und Schulkinematographen „ Magiſter “ betr . :

Die Verwendung des Apparates „ Magiſter “ ohne beſonderen
Vorführungsraum in Schulen oder gelegentlich bei Vorträgen in
Vereinen , jedoch nur in kleinen Kreiſen von etwa 30 —50 Zuhörern ,wird zugelaſſen , wenn folgende Bedingungen erfüllt werden :

1. Der Apparat muß in jedem Einzelfalle möglichſt weit von
den Ausgängen , auch Notausgängen des Raumes entfernt
aufgeſtellt ſein , ſodaß im Falle einer Gefahr dieſe niemals
gefährdet werden können .

Zuſchauer dürfen ſich in einer Entfernung von weniger als
3 m vom Apparat entfernt nicht aufhalten .

Es ſind an dem Apparat Vorkehrungen zu treffen , welche
das Einſetzen einer Bogenlampe und die Einſtellung des
Brennpunktes des Lichtſtrahles in das Filmfenſter verhindern .

Der Apparat darf nur von einer mit ſeiner Handhabung voll⸗
ſtändig vertrauten Perſönlichkeit bedient werden , z. B. einem
Lehrer der Schule .

Die Verwendung des Apparates ohne beſonderen Vorfüh⸗
rungsraum bei öffentlichen Lichtſpielvorführungen iſt verboten .
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6. Verordnung des Bad . Arbeitsminiſteriums
vom 10 . April 1924 über die Herſtellung , Auf⸗
bewahrung und Verwendung von Azetylen ,

ſowie die Lagerung von Kalziumkarbid
— Azetylenverordnung —.

( Geſ. - und VOBl . S. 95. )

Auf Grund des §8 108 Ziffer 5 ) des Polizeiſtrafgeſetz⸗
buches und des § 368 Ziffer 8 des Reichsſtrafgeſetzbuches
wird über die Herſtellung , Aufbewahrung und Verwendung
von Azetylen ſowie über die Lagerung von Kalziumkarbid
verordnet , was folgt :

Anzeigepflicht für Azetylenanlagen und Kalzium —
karbidlager .

§ 1. l. Wer Azetylen herſtellen oder Kalziumkarbid
( im folgenden abgekürzt : „ Karbid “ ) lagern will , hat dies
ſpäteſtens beim Betriebsbeginn dem Bezirksamt anzuzeigen ,
in deſſen Bezirk der Betrieb oder die Lagerung ſtattfinden
ſoll . Wenn ein ſtändiger Betriebsort nicht angegeben werden
kann , iſt der Wohnſitz des Betriebsunternehmers maßgebend .
Daneben ſind die Verkäufer von Azetylenentwicklern ver⸗
pflichtet , diejenigen Perſonen oder Firmen , welche die Ent⸗
wickler zum Zwecke der Herſtellung von Azetylen erwerben ,
der genannten Behörde ſpäteſtens bei der Ablieferung zu
bezeichnen .

II . Der Betriebsunternehmer hat bei der Anzeige zwei
Beſchreibungen , die auch die Angaben des Fabrinſchildes ent⸗
halten müſſen , und zwei Schnittzeichnungen des Entwicklers
mit Zubehör ( Gasbehälter , Reiniger , Waſſervorlage uſw. ) ,
ſowie bei Aufſtellung in beſonderen Entwicklerräumen je zwei
Bauriſſe und Lagepläne des Aufſtellungsraumes vorzulegen .
Aus den Lageplänen müſſen alle im Umkreis von mindeſtens
5 m um die Azetylenanlagen liegenden Gebäude oder Räume
nebſt ihren Tür⸗ und Fenſteröffnungen erſichtlich ſein . Die
Beſchreibung muß die Einrichtung und die Betriebsweiſe des
Entwicklers , die Zeitfolge ſeiner Entſchlammung ( ausgedrückt
durch die Gewichtsmenge vergaſten Karbids ) ſowie die Art

) Jetzt : § 108 Ziffer 2 (ſ. Seite 547) .
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der Reinigung des Gaſes , bei Entwicklern zu techniſchen
Zwecken (3. B. zum Schweißen und Schneiden ) mit mehr als
10 kg Karbidfüllung auch die Einrichtung der Hauptwaſſer⸗
vorlage oder einer gleichwertigen Einrichtung erkennen laſſen .

III . Die gleiche Anzeige iſt bei weſentlichen Anderungen
der Anlage , ihrer dauernden Außerbetriebſetzung ſowie bei
weſentlichen Anderungen des Entwicklerraumes ( § 6 Abſatz J)
oder ſeiner nächſten Umgebung zu erſtatten . Die für eine
ſolche Anzeige erforderlichen Unterlagen können ſich auf die
Abänderungen beſchränken .

Befreiung von einer wiederholten Anzeige
( Freizügigkeit ) .

§ 2. J. Eine wiederholte Anzeige über die vorüber⸗
gehende Inbetriebſetzung von Azetylenentwicklern für tech⸗
niſche Zwecke , deren Bauart und Größe nach 8 4 Abſatz l
Ziffer 1 zur Verwendung in Arbeitsräumen beſonders zu⸗
gelaſſen ſind , im Gebiet anderer Bezirksämter iſt nicht er⸗
forderlich . Desgleichen bedürfen ſolche aus anderen deutſchen
Ländern kommende Entwickler bei vorübergehender In⸗
betriebnahme in Baden keiner erneuten Anzeige . Voraus⸗
ſetzung für beide Fälle iſt , daß die Entwickler durch Stem⸗
pelung des Fabrikſchildes und durch den mitgeführten Ab⸗
ſtempelungsſchein ( 5 5) als zugelaſſen kenntlich gemacht ſind.

Il . Dieſelbe Erleichterung wird Azetylenentwicklern für
beſondere bewegliche Beleuchtungsanlagen (5. B. für Schau⸗
buden ) gewährt , wenn eine der für techniſche Zweche zu⸗
gelaſſenen Bauarten ( § 4 Abſatz ! Ziffer 1) zur Beleuchtung
benutzt wird .

Allgemeine Grundſätze für Azetylenanlagen
und Karbidlager .

§ 3. Azetylenanlagen und Karbidlager müſſen den
folgenden Beſtimmungen und den anerkannten Regeln der
Wiſſenſchaft und Technik entſprechend ausgeführt , betrieben
und erhalten werden . Als ſolche gelten neben den allgemeinen
Regeln bis auf weiteres die in der Anlage A ) zuſammen⸗

1) Die Anlage A iſt im Geſ . ⸗ u. VOBl . 1924 Seite 100 bis 103
abgedruckt .
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geſtellten „Techniſchen Grundſätze für den Bau und die Auf⸗
ſtellung von Azetylenanlagen “ , deren Weiterbildung dem
durch Vereinbarung der Länder eingeſetzten Deutſchen
Azetylenausſchuß übertragen wird .

Verwendung von Azetylen .

Bauartprüfungen .
§ 4. l. Die Zulaſſung der Bauart auf Grund einer

beſonderen Prüfung iſt erforderlich für :
1. Azetylenentwickler bis zu einer Höchſtfüllung von 10 kg

Karbid und bis zu einer Höchſtſtundenleiſtung von 6000 “
Azetylen , die zu techniſchen Zwecken auch in Arbeits⸗
räumen oder zu beſonderen Beleuchtungszwecken (3. B.
in Schaubuden ) benutzt werden ſollen ( § 6 Abſatz IV.
( freizügige Entwickler ) ;

2. die im 8 19 Ziffern 4 und 5 genannten Entwickler (frei⸗
zügige Kleinentwickler und Azetylenfackeln ) ;

3. Waſſervorlagen oder andere Sicherheitsvorrichtungen ,
die gleichen Zwecken dienen .

II . Einer (freiwilligen ) Bauartprüfung können auf An⸗
trag unterzogen werden :

Azetylenentwickler mit einer Füllung von mehr als
10 kg Karbid .

III . Alle Azetylenentwickler ohne ausdehnungsfähigen
Gasſammler müſſen ohne Rückſicht auf ihre Größe einer Bau⸗
artprüfung nach Abſatz Joder IUl unterzogen werden .

IV . Die Prüfungen erfolgen gemäß den Beſtimmungen
der anliegenden Prüfungsordnung [ Anlage BI1) . Über ihr
Ergebnis wird eine Beſcheinigung ausgeſtellt , in der dem
Antragſteller eine Zulaſſungsnummer für die Bauart des
geprüften Entwicklers oder der Sicherheitsvorrichtung erteilt
wird . Dieſe Zulaſſung kann auf gewiſſe Größen der Bau⸗
art beſchränkt und zurückgenommen werden , wenn ſich die
zugelaſſenen Einrichtungen im praktiſchen Betriebe als be⸗
denklich erweiſen , oder der Herſteller der in den Verkehr zu
bringenden Einrichtungen weſentliche Anderungen an der zu⸗

) Die Anlage B iſt im Geſ . ⸗ u. VoOBl . 1924 Seite 104 bis 106
abgedruckt .
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gelaſſenen Ausführung ohne Genehmigung vornimmt . Im
Einverſtändnis mit dem Inhaber der Zulaſſungsnummer kann
der Deutſche Azetylenausſchuß die Herſtellung von Azetylen⸗
entwicklern unter Mitbenutzung der gleichen Zulaſſungs⸗
nummer auch anderen Perſonen oder Firmen geſtatten .

V. Die Zulaſſung und die Zurückziehung erfolgen durch
den Deutſchen Azetylenausſchuß . Zurückziehungen werden
im Reichsarbeitsblatt veröffentlicht .

Fabrikſchild ( Abſtempelung ) .
§ 5. l. An jedem Azetylenentwickler muß an leicht

wahrnehmbarer Stelle ein mit Nieten oder Zinntropfen zu
befeſtigendes Fabrikſchild angebracht ſein , das mindeſtens
folgende Angaben enthält :

J. den Namen oder die Firma und den Wohnort des Her⸗
ſtellers oder Verkäufers ;

2. das Jahr der Anfertigung und die laufende Her⸗
ſtellungsnummer ;

3. die Karbidfüllung in Kilogramm und den böchſtzu⸗
läſſigen Betriebsgasdruck in Millimetern Waſſerſäule .

Außerdem ſind auf dem Fabrinkſchild noch zu ver⸗
merken :

4. bei Entwicklern , die einer Bauartprüfung nach 8S 4

Abſatz 1 unterzogen worden ſind , die Zulaſſungs⸗
nummer und die Höchſtleiſtung ;

5. bei Entwicklern , die nach § 4 Abſatz Ul geprüft worden

ſind , die Zulaſſungsnummer und

6. bei den unter § 19 Ziffer 4 fallenden Entwicklern der

Verwendungszwech .
II . Die Nieten oder Zinntropfen des Fabrikſchildes von

Entwicklern , deren Bauart nach § 4 Abſatz loder Il geprüft
worden iſt , ſind nach Feſtſtellung der Übereinſtimmung mit
der zugelaſſenen Bauart von dem zuſtändigen Sachverſtän⸗
digen abzuſtempeln . Der Herſteller erhält für jeden Ent⸗
wickler einen Abſtempelungsſchein nach anliegendem Muſter ! ) ,
der dem Käufer zu behändigen iſt .
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III . An jeder Waſſervorlage und jeder gleichen Zwecken
dienenden anderen Sicherheitsvorrichtung muß ein Schild an⸗
gebracht ſein , das die Firma und den Wohnort des Herſtellers
oder Verkäufers , das Jahr der Anfertigung , die Zulaſſungs⸗
nummer und den für die Sicherheitsvorrichtung höchſtzu —
läſſigen Betriebsgasdruck angibt .

Aufſtellung von Azetylenanlagen .

§ . 6 . J. Azetylenentwickler mit Zubehör müſſen , ſo⸗
weit nicht in dieſer Verordnung etwas anderes beſtimmt iſt ,
in beſonderen Entwicklerräumen , deren Lage und Beſchaffen⸗
heit den Sonderheiten des Azetylenbetriebs entſprechen muß
( . Anlage A Ziffern 26 bis 36) , aufgeſtellt werden .

II . Die Aufſtellung und Benutzung von Azetylen⸗
entwicklern darf nicht in oder unter Räumen erfolgen , die
häufig von Menſchen betreten werden . Bei Aufſtellung und
Benutzung von Azetylenentwicklern über ſolchen Räumen
muß der Fußboden des Aufſtellungsraums waſſerdicht ſein .
Azetylenentwickler ſollen nicht in Kellern , ſondern möglichſt
in über der Erdoberfläche gelegenen , als Anbau ausgeführten ,
Räumen aufgeſtellt werden .

III . Die Benutzung von Azetylenentwicklern im Freien
iſt geſtattet , wenn keine Gefahr des Einfrierens beſteht
(ſ. Anlage A Ziffer 37) .

Grubenentwickler ( Tiefbauſyſteme ) können während des
ganzen Jahres im Freien benutzt werden , wenn die Gruben
und das Verbindungsrohr zum Gasbehälter ſachgemäß gegen
Einfrieren geſchützt werden .

Gasbehälter dürfen im Freien aufgeſtellt werden , wenn
ihre Waſſerabſchlüſſe gegen Einfrieren geſchützt ſind .

IV . Abweichend von den Beſtimmungen der Abſätze l
und Il können Azetylenentwickler für techniſche Zwecke , die
nach dem S 4 Abſatz ! Ziffer 1 zugelaſſen ſind , auch in
Räumen , die zu gewerblichen Zwecken beſtimmt ſind ( Arbeits⸗
räumen ) , und unterhalb von Räumen , die häufig von Men⸗
ſchen betreten werden , aufgeſtellt werden ( . Anlage A Ziffern
38 und 39) .
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Kalkſchlammgruben .
§ 7. Kalkſchlammgruben müſſen ſo angelegt ſein , daß

entweichendes Azetylen nicht in überdachte Räume einſtrömen
kann (f. Anlage A Ziffer 40) .

Warnung vor Feuersgefahr .
§ 8. Das Rauchen oder der Verkehr mit glühenden

oder brennenden Gegenſtänden in den beſonderen Entwickler⸗
räumen und Karbidlagern , ſowie in der Nähe von dieſen
Räumen , von Kalkſchlammgruben und von Azetylengas⸗
behältern iſt verboten . An geeigneten Stellen der Betriebs⸗
ſtätten ſind entſprechende Warnungstafeln anzubringen .

Betrieb der Azetylenanlagen .
§ 9. Die Überwachung und ſelbſtändige Bedienung

der Azetylenanlagen darf nur durch zuverläſſige , mit der Ein⸗
richtung und dem Betrieb vertraute , mindeſtens 18 Jahre
alte Perſonen erfolgen .

§ 10 . Die für die Herſtellung von Azetylen beſtimmten
beſonderen Entwicklerräume ( § 6 Abſatz ) dürfen nur für
dieſen Zweck verwendet werden ; Unbefugten iſt der Eintritt
durch Anſchlag an der Eingangstür zu verbieten .

§ 11 . In jedem Raume , in dem Azetylenanlagen
dauernd benutzt werden , muß an einer in die Augen fallenden
Stelle eine Anweiſung über die Behandlung der Anlage mit
bildlicher Darſtellung ( Querſchnitt des Entwicklers ) im regel⸗
mägßigen Betrieb und bei Störungen in deutlicher Schrift an⸗
gebracht ſein .

Lagerung von Karbid .

a ) Im allgemeinen .

§S 12 . I. Karbid darf nur in trockenen , waſſerdicht
verſchloſſenen Gefäßen gelagert werden . Die Gefäße müſſen
gegen Zutritt von Feuchtigkeit geſchützt ſein ; ſie müſſen die

Aufſchrift tragen : „ Karbid ! Vor Näſſe zu ſchützen ! “
II . Die Anwendung von Entlötungsgeräten oder von

funkenreißenden Werkzeugen zum Gffnen der Gefäße iſt
verboten .
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III . Im allgemeinen darf in jedem Lagerraum nur ein

Karbidgefäß geöffnet ſein . Zwei oder mehr geöffnete Ge⸗

fäße ſind zuläſſig , ſoweit ihr Karbidinhalt den vorausſichtlichen
Tagesbedarf nicht überſteigt . Geöffnete Gefäße ſind mit waſſer⸗
dicht ſchließenden oder übergreifenden waſſerundurchläſſigen
Deckeln verdeckt zu halten .

b) In beſonderen Entwicklerräumen .

§ 13 . In Räumen , in denen Azetylenentwickler mit
einer 10 lg nicht überſteigenden Füllung an Karbid betrieben

werden , dürfen unter Beachtung der Vorſchriften des § 12

außer dem für den Gebrauch geöffneten Karbidgefäß höchſtens
500 kg , bei größeren Anlagen höchſtens 1000 kg Karbid ge⸗
lagert werden .

c) In Verkaufsräumen .

§ 14 . Mengen bis zu 100 kg Karbid dürfen unter
Beachtung der Vorſchriften des § 12 ohne weitergehende
Beſchränkungen gelagert werden . Die Lagermenge kann aus⸗
nahmsweiſe bis auf 200 kg erhöht werden , wenn der über
100 kg hinausgehende Vorrat in luft⸗ und waſſerdicht ver⸗
ſchloſſenen Gefäßen aufbewahrt wird , und dieſe Gefäße nur
verſchloſſen abgegeben werden .

d) In beſonderen Lagerräumen .

§ 15 . I. Mengen von mehr als 100 ( oder 200 , vergl .
§ 14) bis zu 1000 kg Karbid dürfen nur in trockenen , hellen
und gut gelüfteten Räumen , die gegen den Zutritt von Waſſer
zuverläſſig geſchützt ſind , unter Beachtung der Vorſchriften
des § 12 gelagert werden . Geheizt dürfen die Lagerräume
nur durch Einrichtungen werden , bei denen auch im Falle der

Beſchädigung der Eintritt von Waſſer in den Lagerraum und
der Zutritt etwa entwickelten Azetylens zu offenem Feuer oder

hocherhitzten Gegenſtänden ausgeſchloſſen iſt .
II . Die Lagerung in Kellern iſt unterſagt .

§816 . l. Mengen von mehr als 1000 kg Karbid dürfen ,
abgeſehen von der Lagerung im Freien nach § 17 , nur in
beſonderen Räumen gelagert werden , die von anſtoßenden
Räumen und benachbarten Gebäuden durch maſſive , den bau⸗
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polizeilichen Beſtimmungen entſprechende Brandmauern , vondarunter befindlichen Räumen durch maſſive öffnungsloſeGewölbe oder dieſen gleichwertigeBodenkonſtruktionenge⸗trennt ſind . Hierbei ſind die Vorſchriften der 8 § 12 und 15
zu beachten .

II . Brandmauern dürfen durch feuerfeſte , ſelbſttätigſchließende Türen durchbrochen ſein . Wände , die den Lager⸗raum gegen ein Nachbargebäude abſchließen , das mindeſtens3 m½entfernt iſt , können aus Wellblech hergeſtellt werden .
Gegen ein Nachbargebäude , das einen Abſtand von mindeſtens5 m½hat , iſt eine Abtrennung durch eine Brandmauer oder
Wellblechwand nicht erforderlich .

III . Die Türen müſſen nach außen aufſchlagen und ſelbſt⸗ſchließend ſein .
IV . Die Mitlagerung exploſibler oder leicht entzünd⸗

licher Gegenſtände iſt geſtattet in Lagerräumen , in denen Karbid
oder leicht entzündliche Gegenſtände und Flüſſigkeiten weder
umgepackt noch abgefüllt werden . Die Räume dürfen mit
Licht nicht betreten werden ; als Innenbeleuchtung iſt nur elek⸗
triſche Beleuchtung in ſchlagwetterſicherer Ausführung ( ent⸗
ſprechend den Vorſchriften des Verbandes Deutſcher Elektro⸗
techniker für ſchlagwettergefährliche Grubenräume ) mit außer⸗
halb des Raumes angebrachten Schaltern zuläſſig . Außen⸗
beleuchtung muß ſich hinter dicht ſchließenden , nicht öffenbaren
Fenſtern aus ſtarkem Glaſe befinden . In Fabrikräumen iſtdie Mitlagerung exploſibler Stoffe oder leicht entzündlicher
Gegenſtände nicht geſtattet .

e) Im Freien .
§ 17 . l. Im Freien darf Karbid nur in waſſerdichten

Metallgefäßen und in einer Entfernung von mindeſtens 3 m
von Gebäuden gelagert werden . Die Lagerſtätte iſt auf allen
Seiten in einem Abſtand von mindeſtens Im mit einem Zaunoder Drahtgitter zu umgeben . Der Raum zwiſchen Lager
und Umwehrung iſt von brennbaren oder exploſiblen Gegen⸗
ſtänden frei zu halten .

II . Die Gefäße ſind auf einer Bühne zu lagern , von
deren Unterkante bis zum Erdboden ein freier Zwiſchenraum
von mindeſtens 20 om vorhanden iſt .

Schluſſer - Franz , Vau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 38
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III . Die Gefäße ſind durch ein Schutzdach oder durch
waſſerdichte Planen zu ſchützen .

§ 18 . Jeder Zugang zu den in 88 15 und 16 bezeich⸗
neten Lagerräumen und den in § 17 angegebenen Lagerplätzen
muß an auffallender Stelle eine Warnungstafel mit der Auf⸗
ſchrift erhalten :

„ Karbidlager ! Unbefugten iſt der Zutritt verboten .

Zum Löſchen eines Brandes kein Waſſer verwenden ! “

Erde , Sand oder geeignete Feuerlöſcher ſind in der Nähe
bereit zu halten .

Ausnahmen .

§ 19 . Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden
keine Anwendung :

1. auf ſtaatliche und private wiſſenſchaftliche Anſtalten ſo⸗
wie Verſuchsräume der chemiſchen Fabriken und der

Herſteller von Azetylenanlagen oder Gaswerkzeugen ,
ſoweit das Azetylen zu Lehr⸗ oder Prüfzwecken her⸗
geſtellt und verwendet wird ;

2. auf die Lagerung von Karbid in Fabriken , in denen
Karbid hergeſtellt oder verarbeitet wird , ſoweit ihre
Genehmigung nach anderen geſetzlichen Beſtimmungen
erfolgt ;

3. auf ſelbſttätige Azetylenentwickler ohne ausdehnungs⸗
fähigen Gasraum zur Beleuchtung von Fahrzeugen ,
auf tragbare Lampen und tragbare Laternen ſowie auf
die Lagerung der hierzu erforderlichen Mengen Karbid .
Die Karbidfüllung ſolcher Entwickler darf 2 kg , ihr
Überdruck 0,2 Atmoſphären , die Temperatur im Gas⸗
raum des Entwicklers 100 C und die Lagermenge an
Karbid 10 kg nicht überſteigen ;

4. auf ſelbſttätige , zu Heiz⸗, Koch⸗ und Beleuchtungs⸗
zwecken ſowie ausſchließlich für vorübergehende tech⸗
niſche Montagezwecke zu verwendende Azetylenent⸗
wickler von höchſtens 2 kg Karbidfüllung , ſofern ihre
Bauart vom Deutſchen Azetylenausſchuß zugelaſſen
und ihr Fabrikſchild , das einen Hinweis auf dieſen Ver⸗

wendungszweck enthalten muß , entſprechend § 5 Ab⸗

ſatz Uabgeſtempelt iſt ( freizügige Kleinentwickler ) ;
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5. auf Azetylenfackeln bis zur Höchſtfüllung von 10 kg
Karbid , die in Neubauten , welche noch nicht bezogen
ſind , in offenen Montagehallen oder im Freien (außer⸗halb von Gebäuden , Überdächern , Schuppen und der⸗
gleichen ) in genügender Entfernung von leicht entzünd⸗
lichen Stoffen aufgeſtellt werden , ſofern die Bauart und
Größe der Fackeln vom Deutſchen Azetylenausſchuß für
dieſe Zwecke zugelaſſen und ihr Fabrikſchild entſprechend
8 5Abſatz Il abgeſtempelt iſt . Die Anbringung von An⸗
ſchlußſtutzen für Gasſchläuche und Nebengasleitungen
an Azetylenfackeln iſt verboten ;

6. auf gelöſtes Azetylen in Behältern , die den Beſtim⸗
mungen der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung und der Ver⸗
ordnung , den Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten
Gaſen betreffend ( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 1914
Seite 427 ) ) , entſprechen .

§ 20 . Von den Beſtimmungen dieſer Verordnungkönnen Ausnahmen in einzelnen Fällen die Bezirksämter , —
bei gewerblichen Betrieben nach Anhörung des Gewerbeauf⸗
ſichtsamts —, allgemeine Ausnahmen der Deutſche Azetylen⸗
ausſchuß zulaſſen .

Abnahmeprüfung .
§ 21 . l. Das zuſtändige Bezirksamt hat nach erfolgter

Anzeige ( § 1) eine amtliche Prüfung der Anlage durch Sach⸗
verſtändige zu veranlaſſen . Der Beſitzer der Anlage iſt ver⸗
pflichtet , die amtlichen Prüfungen zu geſtatten , die hierzu
nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzuſtellen und
die Koſten der Prüfungen zu tragen . Das Gleiche gilt bei
weſentlichen , der Anzeigepflicht unterliegenden Anderungen
der Anlagen ( § 1 Abſatz Iil ).

II . Bei Entwicklern , die einer Bauartprüfung nach §8 4
Abſatz IU unterzogen worden ſind , hat ſich die Abnahme⸗
prüfung bei ordnungsmäßigem Befund der Unterlagen auf
eine Beſichtigung der Anlage und die Feſtſtellung vorſchrifts⸗
mäßiger Ausführung des Aufſtellungsraumes zu beſchränken .

) Abgedruckt S. 59u ff.
0
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III . Nach der Prüfung der ganzen Anlage erhält der

Betriebsunternehmer bei ordnungsmäßiger Ausführung von
dem Sachverſtändigen eine Abnahmebeſcheinigung nach an⸗

liegendem Muſter ! ) , die ebenſo wie der unter § 5 Abſatz II

genannte Abſtempelungsſchein aufzubewahren und den zu⸗
ſtändigen Aufſichtsbeamten und amtlich beſtellten Sachver⸗
ſtändigen auf Verlangen vorzulegen iſt .

IV . Entwickler , die auf Grund einer Bauartprüfung
nach § 4 Abſatz ! Ziffer 1 zugelaſſen ſind ( freizügige Ent⸗

wickler ) , bleiben von der Abnahmeprüfung befreit . Das

Bezirksamt ſtellt lediglich bei der erſten Anzeige feſt , ob die
Entwickler gemäß § 5 Abſatz IUlſabgeſtempelt ſind , und ob ein

Abſtempelungsſchein vorliegt . Zutreffendenfalls macht ſie
einen Vermerk gemäß Vordruck auf dem Abſtempelungsſchein .

§ 22 . Das Bezirksamt hat die Beſeitigung der bei der

Prüfung etwa feſtgeſtellten Mängel in angemeſſener Friſt zu
veranlaſſen .

§ 23 . l. Die zur Vornahme der Abnahmeprüfungen
zuſtändigen Sachverſtändigen ſind die Beamten des Badiſchen
Reviſionsvereins in Mannheim .

II . Für die Abnahmeprüfungen haben die Sach⸗
verſtändigen von dem Beſitzer der Anlage Gebühren ) zu be⸗

anſpruchen , die vom Arbeitsminiſter feſtgeſetzt werden .

Azetylenexploſionen ( 8erknalle ) .
§. 24 . Von Exploſionen hat der Betriebsunternehmer

oder ſein Stellvertreter unverzüglich dem Bezirksamt Anzeige
zu erſtatten . Von jeder Exploſion hat das Bezirksamt der

chemiſch⸗techniſchen Prüfungs⸗ und Verſuchsanſtalt , Karls⸗

ruhe , und , falls es ſich um einen der Gewerbeaufſicht unter⸗

ſtehenden Betrieb handelt , auch dem Gewerbeaufſichtsamt
Karlsruhe , in wichtigen Fällen drahtlich , Nachricht zu geben .

Vor Beendigung der techniſchen Unterſuchung darf die

Unfallſtelle — außer durch dringend notwendige oder vom
Bezirksamt angeordnete Sicherheitsarbeiten — nicht ver⸗

) Das Muſter iſt im Geſ . ⸗ u. VOBl . 1924 Seite 107 abgedruckt .
) Die Gebührenordnung iſt im Geſ. ⸗ u. VOBl . 1924 Seite 108
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ändert werden . Nach einer Exploſion darf die Anlage erſtwieder in Betrieb genommen werden , nachdem durch eine
Abnahmeprüfung gemäß 8 21 Abſatz ! der ordnungsmäßige
Zuſtand der Anlage feſtgeſtellt und beſcheinigt iſt .

Azetylenfabriken .
§ 25 . Die Beſtimmungen dieſer Verordnung , mit Aus⸗

nahme derjenigen über die Lagerung von Karbid , finden
auch auf die Anlagen zur fabrikmäßigen Herſtellung von gas⸗
förmigem , verdichtetem und gelöſtem Azetylen Anwendung ,
welche als chemiſche Fabriken einer Genehmigung nach § 16
der Gewerbeordnung bedürfen . Bei der Herſtellung von
flüſſigem Azetylen ſind außerdem die Beſtimmungen des Ge⸗
ſetzes gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen Ge⸗
brauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 ( RGBl . S . 61 ) )
zu beachten . Für den Verkehr mit gelöſtem Azetylen gelten
die Beſtimmungen der Verordnung , betreffend den Verkehr
mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen ( vergl . § 19 Ziffer 6) .

Übergangsbeſtimmungen .
§ 26 . l. Bei den zur Zeit des Inkrafttretens dieſer

Verordnung bereits beſtehenden und der bisher giltigen Ver⸗
ordnung entſprechenden Azetylenanlagen können , ſolange ſie
nicht weſentlich verändert werden , neue Anforderungen auf
Grund dieſer Verordnung nur geſtellt werden , wenn ſolche
zur Beſeitigung erheblicher Gefahren für das Leben und die
Geſundheit der mit der Bedienung betrauten Perſonen oder
der Allgemeinheit erforderlich oder ohne unverhältnismäßige
Aufwendungen ausführbar erſcheinen .

II . Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung er⸗
bauten Entwickler mit Zubehör , die einem Typenzeugnis nach
den § § 12 oder 14 der bisherigen Azetylenverordnung ent⸗
ſprechen und amtlich abgeſtempelt ſind , gelten als nach § 4
Abfatz ! Ziffer 1 zugelaſſen . Ebenſo gelten die einem Typen⸗
zeugnis nach §26 Ziffern 4 und 5 der bisherigen Verordnung
entſprechenden Entwickler als nach § 4 Abſatz ! Ziffer 2 (vbergl.
noch § 19 Ziffern 4 und 5) zugelaſſen .

) Auszugsweiſe abgedruckt S. 627 u. f. dieſes Buchs .
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III . Den Inhabern von Typenzeugniſſen gemäß 88 12
und 14 und § 26 Ziffern 4 und 5 der bisherigen Verordnung
iſt es geſtattet , ihre zugelaſſenen Entwickler mit Zubehör noch
während der Dauer eines Jahres nach Inkrafttreten dieſer
Verordnung unter den bisherigen Vorausſetzungen und Be⸗

dingungen herzuſtellen und zu vertreiben . Auf Antrag kann
der Deutſche Azetylenausſchuß für dieſe Entwicklertypen eine
weitere Zulaſſung der Bauart gemäß § 4 Abſatz ! Ziffern 1
oder 2 ohne erneute Betriebsprüfung erteilen .

IV . Entwicklerbauarten mit einer Füllung von mehr als
10 kg Karbid , die einem vom Deutſchen Azetylenverein vor
Inkrafttreten dieſer Verordnung ausgeſtellten „ Syſtemzeug⸗
nis “ ( bisweilen auch „ Typenzeugnis des Deutſchen Azetylen⸗
vereins “ genannt ) entſprechen , können auf Antrag , der ſpäte⸗
ſtens binnen einem Jahre nach Inkrafttreten dieſer Verordnung
beim Deutſchen Azetylenausſchuß zu ſtellen iſt , eine Zulaſſung
gemäß § 4 Abſatz ll erhalten . Ob und in welchem Umfange zu
dieſem Zwecke eine erneute Prüfung der Bauart erforderlich
iſt , entſcheidet im Einzelfalle der Deutſche Azetylenausſchuß .
Beſondere Beſtimmungen für Eiſenbahnbetriebe .

§ 27 . An die Stelle des Bezirksamts im Sinne der
88 1, 21 , 22 und 24 tritt für die Dienſtſtellen der Reichsbahn
und für die Privateiſenbahnen , Kleinbahnen und Privat⸗
anſchlußbahnen die zuſtändige techniſche Aufſichtsbehörde .

Die gleiche Behörde iſt innerhalb ihres Aufſichtsbereiches
für die Zulaſſung von Einzelausnahmen nach § 20 und für
die Ernennung der Sachverſtändigen nach § 23 zuſtändig .

Strafbeſtimmungen .
§ 28 . Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer

Verordnung werden , ſofern nicht andere Strafvorſchriften
Platz greifen , mit einer Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig
Goldmarnk beſtraft , an deren Stelle im Unvermögensfalle ent⸗
ſprechende Haft tritt .

Inkrafttreten der Verordnung .
§ 29 . Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Bekannt⸗

machung unter Aufhebung der Verordnung vom 23 . Oktober
1914 (GGeſetz- und Verordnungsblatt Seite 445 ff. ) in Kraft .
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Die

Erläuterungen und Ausführungsbeſtimmungen
zu der Azetylenverordnung und ihren Anlagen

J. Teil : Zuſammenſtellung des wichtigſten Inhalts
der Azetylenverordnung unter beſonderer Berück⸗
ſichtigung ihrer Abweichungen von der bisherigen
Verordnung aus dem Jahre 19143

II . Teil : Erläuterungen und Ausführungsbeſtim⸗
mungen zu einzelnen Beſtimmungen der Azetylen⸗
verordnung und ihren Anlagen ,

ſowie die

Regeln für die Ausführung von Azetylengas⸗
leitungen ( nach den Vorſchriften des Deutſchen Vereins
von Gas⸗ und Waſſerfachmännern )

ſind im Geſ . ⸗ u. VOBl . 1924 Seite 108 bis 113 und 113
bis 114 abgedruckt .

7. Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 22 . Oktober 1914 , den Verkehr mit ver⸗

flüſſigten und verdichteten Gaſen betr .
In der Faſſung der Verordnungen des Arbeitsminiſteriums vom

17. Mai 1921 und 7. Auguſt 1922 .

( Geſ⸗ u. VOBl . 1914 S. 427 , 1921 S. 129, 1922 S. 649. )

Auf Grund des § 108 Ziffer 59) des Polizeiſtrafgeſetz⸗
buches , des §S 368 Ziffer 8 des Reichsſtrafgeſetzbuches und
des § 29 des Verwaltungsgebührengeſetzes ?) wird über den
Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen verordnet ,
was folgt :

Geltungsbereich der Verordnung .
§ 1. Dieſe Verordnung erſtreckt ſich auf den Verkehr

mit allen verflüſſigten und verdichteten Gaſen in geſchloſſenen
Behältern . Soweit ſolche Gaſe als Sprengſtoffe anzuſehen

) Jetzt : § 108 Ziffer 2 (ſ. Seite 547) .
) Jetzt : § 25 des Verwckebckeſ . ( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1923 S. 288).
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ſind (3. B. verflüſſigtes Azetylen ) , ſind ſie daneben den be⸗

ſonderen Beſtimmungen über den Verkehr mit Sprengſtoffen
unterworfen .

Auf kleine Mengen verflüſſigter oder verdichteter Gaſe
bis zu 100 Kubikzentimeter einſchließlich finden die Beſtim⸗
mungen dieſer Verordnung bei ſachgemäßer Verpackung
keine Anwendung .

Zuläſſiger Bauſtoff der Behälter für verflüſſigte
und verdichtete Gaſe .

§ 2. Verflüſſigte oder verdichtete Gaſe müſſen in der

Regel in Behältern aus Schweißeiſen , Flußeiſen ( Flußſtahl )
oder Formflußeiſen ( Stahlformguß oder Gußſtahl ) befördert
und aufbewahrt werden .

Abweichend hiervon dürfen kupferne Behälter ver⸗
wendet werden für die verflüſſigten Gaſe : Chlorkohlenoxyd ,
Chlormethyl , Chloräthyl , Methyläther und ſchweflige Säure ,
ferner für alle verdichteten Gaſe , deren Druck 20 Atmoſphären
nicht überſteigt , mit Ausnahme des Azetylens .

Anforderungen an die Beſchaffenheit des Bau —
ſtoffs und an die Wandſtärke der Behälter .

8 3. Jeder neue , für verflüſſigte oder verdichtete Gaſe
beſtimmte geſchloſſene Behälter iſt , bevor er in den Verkehr
gebracht werden darf , von einem Sachverſtändigen ( § 12)
auf die Beſchaffenheit ſeines Bauſtoffs und auf ſeine Wand⸗
ſtärke nach folgenden Beſtimmungen zu prüfen :

a) Genietete oder geſchweißte eiſerne Behälter :
Für genietete oder geſchweißte neue eiſerne Behälter

darf nur Flußeiſen , welches im ausgeglühten Zuſtande die
Feſtigkeit von 34 bis 41 kg / amm bei mindeſtens 25 %
Dehnung in beiden Faſerrichtungen , oder Schweißeiſen , wel⸗
ches im ausgeglühten Zuſtande die Feſtigkeit von mindeſtens
33 kg qmm in der Querfaſer bei 12 / Dehnung und 35
kg / aqmm in der Langfaſer bei 15 % Dehnung gezeigt hat ,
verwendet werden . Die Ermittelung der Feſtigkeit und Deh⸗
nung erfolgt an Probeſtreifen von 200 mm Zerreißlänge .
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Die Wandſtärken neuer genieteter oder geſchweißtereiſerner Behälter müſſen ſo bemeſſen werden , daß die

ſchwächſte Stelle von Behältern für verflüſſigte Gaſe beim
höchſten Arbeitsdruck ( § 7) nicht höher als mit / , für ver⸗
dichtete Gaſe beim Probedruck nicht höher als mit / ihrerBruchfeſtigkeit beanſprucht wird . Wandungen unter 3 mm
ſind nicht zuläſſig . Schweißungen dürfen nur überlappt und
im Feuer ausgeführt werden .

Die Ermittelung der Wandſtärke , Feſtigkeit und Deh⸗
nung erfolgt an Proben aus den fertigen Behältern . Aus jeeiner Gruppe von 200 oder weniger zur Abnahme geſtellten
Behältern iſt von den Sachverſtändigen ( § 12) ein Behälterfür die Prüfungen auszuwählen . An Stelle der Prüfungfertiger Behälter können mit Ermächtigung des Miniſteriums
des Innern Blechprüfungsbeſcheinigungenamtlich anerkann⸗
ter Sachverſtändiger als Ausweis für die Feſtigkeit und Deh⸗
nung ſowie für die Wandſtärken anerkannt werden .

b) Nahtloſe eiſerne Behälter :
Für „ Flaſchen “ (nahtloſe eiferne Behälter von höchſtens21 em innerem Durchmeſſer und höchſtens 2 m Länge ) darf

Bauſtoff von höherer Feſtigkeit als 41 kg / ſmm verwendet
werden . Bauſtoff , deſſen Streckgrenze höher als 45 kg / amm
oder deſſen Dehnung in einer der Faſerrichtungen geringer
als 12 mm bei 100 mm Zerreißlänge liegt , iſt jedoch nicht zu⸗
läſſig . Als Streckgrenze gilt diejenige Spannung , welche an
der Maſchine durch Beobachtung klar erkannt wird , im
3weifelsfall diejenige Spannung , welche eine bleibende Län⸗
genänderung des Probeſtreifens über 0,o02 der urſprünglichen
Meßlänge hervorruft .

Die Wandſtärken neuer Flaſchen dieſer Art müſſen ſo
bemeſſen werden , daß ihre ſchwächſte Stelle bei dem Probe⸗
druck (§S 7) nicht über 30 kg / ſmm beanſprucht wird . Außer⸗
dem muß die aus der ſchwächſten Stelle der Wandungen und
dem Probedruck zu berechnende Beanſpruchung mindeſtens
um ein Drittel unter der Spannung an der Streckgrenze liegen .
Die Wandſtärken von Flaſchen für Azetylen oder Azetylen⸗
löſungen ſind ſo zu bemeſſen , daß ihre ſchwächſte Stelle beim
Probedruck ( § 7) nicht über 8 kg / amm beanſprucht wird .
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Vorſtehende Beſtimmungen können auf nahtloſe eiſerne
Behälter mit größeren Abmeſſungen ( jedoch höchſtens bis

40 em innerem Durchmeſſer ) angewendet werden , wenn dieſe
auf Fahrzeugen befördert und mit ihnen auch während der

Füllung und Entleerung feſt verbunden bleiben . Auf naht⸗
loſe eiſerne Behälter über 21 em innerem Durchmeſſer , die

nicht in dieſer Weiſe befördert werden , ſowie auf nahtloſe
eiſerne Behälter über 40 em innerem Durchmeſſer finden die

Bauſtoff⸗ und Feſtigkeitsvorſchriften unter a Abſatz 1 und 2

Anwendung mit der Maßgabe , daß bei Behältern für Azetylen
und Azetylenlöſungen die zuläſſige Beanſpruchung bei dem

Probedruck in keinem Falle über das im vorhergehenden Ab⸗

ſatz angegebene Maß hinausgehen darf .
Die Wandſtärke nahtloſer eiſerner Behälter muß min⸗

deſtens 3 mm betragen und möglichſt gleichmäßig ſein . Neue

Behälter dieſer Art müſſen vor ihrer Prüfung durch den Sach⸗
verſtändigen ( § 12) ſorgfältig ausgeglüht werden . Zu dieſem
Zweck müſſen die Flaſchen in gasgeheizten Herd - oder Muffel⸗
öfen langſam angewärmt und zwiſchen 720 und 780 Cbei
der an Kerbſchlagproben feſtzuſtellenden , für das Material

geeignetſten Höchſttemperatur etwa eine halbe Stunde lang
unter ſorgfältiger Beobachtung der Temperatur an zuver⸗
läſſigen , ſelbſtſchreibenden Meßvorrichtungen geglüht , dann
in denſelben Ofen oder daran angeſchloſſenen Kühlöfen lang⸗
ſam unter Abſchluß der Luft bis auf mindeſtens 600 Cab⸗
gekühlt werden . Die weitere Abkühlung muß , ſofern ſie nicht
in dem gleichen Ofen erfolgt , mindeſtens bis 150 Cauf
Warmbetten in beſonderen Kühlräumen erfolgen , die vor
Zugluft geſchützt ſind . — Die Bedingungen , unter denen
die Kerbſchlagproben vorzunehmen ſind , ſetzt das Arbeits⸗
miniſterium ) feſt . Der Abnahmebeamte ( § 12) hat das
Recht und die Pflicht , in die Ergebniſſe der jeweils aus⸗
zuführenden Kerbſchlagproben und die Anſchreibungen der
Meßvorrichtungen an den Glühöfen Einſicht zu nehmen .
Der für das Glühen verantwortliche Werksbeamte hat die
Flaſchen nach erfolgter vorſchriftsmäßiger Glühung mit einem

) Jetzt das Miniſterium des Innern .
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Stempel zu verſehen , der dem Abnahmebeamten bei der erſten
Prüfung der Flaſche nachzuweiſen iſt .

Die Prüfungen der Flaſchen bei der Abnahme erfolgen
an Proben aus den fertigen , geglühten Flaſchen , die nach
Schmelzungsnummern geſondert bis zu 200 Stück zur Ab⸗
nahme zu ſtellen ſind . Aus Reſtgruppen können neue Haupt⸗
gruppen bis zu 100 Stück gebildet werden . Aus jeder Gruppe
von 200 oder weniger zur Abnahme geſtellten Behältern
iſt von dem Sachverſtändigen ( § 12 ) ein Behälter für die
Prüfungen auszuwählen . Dieſe beſtehen in der Ermittlungder geringſten Wandſtärke durch Herſtellung von Quer⸗
ſchnitten in drei zur Längsrichtung des Behälters ſenkrechten
Ebenen , in einer Zerreißprobe und in Biegeproben .

Das Abtrennen der Probeſtreifen muß auf kaltem Wege
durch ſchneidende Werkzeuge geſchehen . Die Probeſtreifen
ſind auf kaltem Wege vorſichtig gerade zu richten und an den
Kanten ſauber zu bearbeiten . Biegeproben dürfen an den
Kanten etwas abgerundetwerden. Aus jeder geprüften Flaſche
ſind eine Querfaſer⸗Zerreißprobe und drei Querfaſer⸗Biege⸗
proben zu entnehmen . Von letzteren ſind zunächſt zwei um
einen Dorn von der dreifachen normalen Wandſtärke der
Flaſchen kalt um 180 “ zu biegen , ſie ſollen hierbei nicht
brechen . An der äußeren Seite der Biegungsſtelle dürfen ſich
höchſtens Anfänge von Riſſen zeigen . Genügt eine der Proben
nicht , ſo muß ſich die dritte Querfaſer⸗Biegeprobe wenigſtens
um einen Dorn von der ſechsfachen Wandſtärke biegen laſſen ,
ohne zu brechen oder Anriſſe zu zeigen . Jedoch muß in ſolchem
Fall eine Längsfaſer⸗Biegeprobe ſich um den dreifachen Dorn
anſtandslos um 180 biegen laſſen .

Genügen die Feſtigkeits⸗ oder Zähigkeitsproben nicht ,
erfolgt insbeſondere das Zerreißen einer Probe außerhalb
des mittleren Drittels der Zerreißlänge , ohne die vor⸗
geſchriebene Dehnung zu erreichen , ſo hat der Prüfende zu⸗
nächſt eine Gegenprobe aus demſelben Behälter zu ent⸗
nehmen . Im Zweifelfall iſt er befugt , einen zweiten Behälter
aus derſelben Gruppe für zu wiederholende Prüfungen aus⸗
zuwählen . Das letztere Verfahren iſt ſtets anzuwenden ,
wenn etwa die Ungleichmäßigkeit der Wandſtärke in einem
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der Querſchnitte das zuläſſige Maß überſchreitet . Größere
Abweichungen als 20 Prozent der Stärke an der ſchwächſten
Stelle ſind nicht zuzulaſſen . Genügen auch die Gegenproben
nicht , ſo iſt die Gruppe zurückzuweiſen . Erfolgt die Zurück⸗
weiſung wegen ungleicher Wandſtärke , ſo bleibt dem Lieferer
der Nachweis überlaſſen , daß etwa noch einzelne Flaſchen ab⸗

nahmefähig ſind .
Die abzunehmenden Behälter müſſen frei von erhebli⸗

chen Walz⸗ oder Ziehriefen ſowie von fehlerhaften Stellen

ſein . Insbeſondere dürfen die aus dem warmen Block ge⸗
preßten und gezogenen Flaſchen keine erheblichen Zunder⸗
löcher und erhöhte oder vertiefte Stellen im Boden , von dem

Ausſtoßſtempel herrührend , aufweiſen . Bei eingehalſten Bö⸗
den müſſen die ſtrahlenförmigen Faltungen , die ſich beim Ein⸗

ziehen des Bodens im Inneren der Gefäße bilden , nach been⸗
deter Formgebung des Bodens und erneuter Erwärmung
auf Schweißwärme durch mechaniſche Hämmer ſorgfältig aus⸗
geſchmiedet werden .

c) Kupferne Behälter :
Soweit bei neuen kupfernen Behältern Längs⸗oder Quer⸗

nähte vorhanden ſind , dürfen dieſe nicht ausſchließlich durch
Lötung hergeſtellt werden . Die Zugfeſtigkeit des Kupfers
darf nur mit 22 kg in Rechnung geſtellt werden , wenn nicht
durch Sachverſtändigen⸗Beſcheinigungen ( § 12) höhere Feſtig⸗
keit nachgewieſen wird . Die Wandungen der Behälter dürfen
beim Probedruck ( § 7) nur mit ½ dieſer Feſtigkeit bean⸗
ſprucht werden .

Ausrüſtung und Größe der Behälter .

§ 4. Auf jedem Behälter muß
1. ein Abſperrventil und eine feſtaufgeſchraubte eiſerne

Schutzkappe für das Ventil angebracht werden . Die
Kappen ſind mit einer oder mehreren Offnungen zu
verſehen , deren Geſamtquerſchnitt mindeſtens 75 qmm
betragen muß . Bei Chlorkohlenoxyd , Chloräthyl , Fett⸗
und Miſchgas ſind ſtatt der Ventile eingeſchraubte
Stopfen ohne Schutzkappe , bei kupfernen Verſand⸗
gefäßen auch kupferne Schutzkappen zuläſſig . Die
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Stopfen müſſen ſo dicht ſchließen , daß ſich der Inhaltdes Behälters nicht durch Geruch bemerkbar macht .— An Behältern für Ammoniak dürfen andere Ventile
als ſolche aus Schmiedeeiſen oder Stahl , an Behältern
für Azetylen und Azetylenlöſungen da, wo eine Be⸗
rührung mit Azetylen in Frage kommt , Kupfer und
kupferhaltige Legierungen nicht verwendet werden . —
An den Armaturen (Druckverminderungsventile einge⸗
ſchloſſen ) der Behälter für Sauerſtoff und andere oxy⸗dierende Gaſe dürfen fett⸗ und ölhaltige Dichtungs⸗
und Schmiermaterialien nicht verwendet werden , ver⸗
brennliche Dichtungsſtoffe ſollen nach Möglichkeit ver⸗
mieden werden . Bei den im Rettungsweſen benutzten
tragbaren Sauerſtofflaſchen iſt die Anbringung der
Schutzkappe nicht erforderlich ;

in dauerhafter und leicht ſichtbarer Weiſe vermerkt ſein :
die Firma oder der Name des Eigentümers ,
die laufende Nummer des Behälters ,
die Bezeichnung des einzufüllenden verdichteten oder

verflüſſigten Gaſes , das Gewicht des leeren Be⸗
hälters (einſchließlich Ventil , Schutzkappe , Stopfen
und dergleichen ) ,

der Tag der letzten Prüfung ( 5 7) und der Stempel
des Sachverſtändigen ( § 12) ,

ferner
bei verdichteten Gaſen der Faſſungsraum des Be⸗

hälters und die Höhe des zuläſſigen höchſten
Füllungsdrucks ,

bei verflüſſigten Gaſen das zuläſſige Höchſtgewicht
der Füllung ( § 6) ,

ſowie
bei neuen Behältern für Azetylenlöſungen die Firma ,

welche die poröſe Maſſe hergeſtellt und eingefüllt
hat , ſowie ein daneben einzuſchlagender beſonderer
Stempel des Sachverſtändigen ( § 12) zum Zeichen,
daß die Maſſe behördlich zugelaſſen worden iſt
( letzter Abſatz dieſes Paragraphen ) .
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Die Bezeichnungen dürfen bei neuen Behältern nur auf
einem zu verſtärkenden Teil , bei Flaſchen insbeſondere nur
in ſolcher Größe eingeſchlagen werden , daß ſie auf dem durch
den Herſtellungsvorgang verſtärkten Flaſchenhals Platz fin⸗
den . Erhalten die Flaſchen beſondere Halsringe , ſo können

Bezeichnungen , die bei den zu wiederholenden Prüfungen
nicht erneuert zu werden brauchen , auf dieſen angebracht
werden .

Die Bezeichnung des einzufüllenden Gaſes darf nicht
ausſchließlich durch chemiſche Formeln erfolgen .

Die Bezeichnung und Benutzung von Behältern für ver⸗

ſchiedene Gaſe iſt bei genügender Wandſtärke zuläſſig , ſoweit
es ſich um ſolche handelt , für welche nach § 5 dasſelbe An⸗

ſchlußgewinde geſtattet iſt . Hiervon ſind jedoch Sauerſtoff⸗
behälter ausgenommen . Sauerſtoff darf nur in Behälter
mit der entſprechenden Bezeichnung eingefüllt werden , auch
dürfen Manometer und Druckverminderungsventile für
Sauerſtoff nicht für andere Gaſe verwendet werden ( vergl .
Ziffer 1 vorletzter Satz ) .

Die Entfernung nicht mehr gültiger , auf den Behältern
eingeſchlagener Bezeichnungen durch Feilen , Hämmern oder

auf andere Weiſe darf nicht erfolgen , wenn dadurch eine

Verſchwächung unter das rechnungsmäßig zuläſſige oder feſt⸗
geſetzte geringſte Maß der Wandſtärke herbeigeführt werden
kann . Die Entfernung von Bezeichnungen und deren Ver⸗

änderung darf nur an ungefüllten Behältern und nicht ohne
Benachrichtigung des Sachverſtändigen ( § 12) erfolgen . Nach
einer ſolchen Veränderung hat vor der Benutzung eine er⸗
neute Druckprobe ( § 7) und die Ausſtellung einer Beſcheini⸗
gung gemäß § 8 Abſatz 2 zu erfolgen .

Die Behälter müſſen
3. mit einer das Rollen verhindernden Vorrichtung , die

nicht mit der Kappe verbunden ſein darf , verſehen
werden ( Fußkranz ) . Von dieſer Vorſchrift ſind aus⸗

genommen Flaſchen und Behälter , die in Kiſten ver⸗
packt verſendet und bei ihrer Benutzung gegen Um⸗

fallen geſichert werden , ferner die während ihrer Be⸗
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nutzung feſt mit Fuhrwerken verbundenen Flaſchen
und Behälter und die im Rettungsweſen benutzten
tragbaren Sauerſtofflaſchen .

Behälter mit größeren Abmeſſungen als 21 em innerem
Durchmeſſer oder 2 m Länge dürfen nur ausnahmsweiſe
C13 ) , ſolche über 26 em innerem Durchmeſſer und 2 m
Länge nur dann in den Verkehr gebracht werden , wenn ſie
auf Fuhrwerken befördert und mit dieſen auch während der
Füllung und Entleerung feſt verbunden bleiben .

Die Angaben über das Leergewicht , den Faſſungsraum
oder das zuläſſige Höchſtgewicht der Füllung ſind bei der
erſten Druckprobe ( § 7) neuer Behälter von dem Sachver⸗
ſtändigen ( § 12 ) bei jedem einzelnen durch Verwiegung feſt⸗
zuſtellen , bei den wiederholten Prüfungen durch herausgrei⸗
fende Verwiegung bis zu 10 % der geprüften Behälter . Bei
Behältern für Azetylenlöſungen gilt als Leergewicht das
Gewicht der mit den poröſen Maſſen und mit dem Löſungs⸗
mittel ( Azeton ) gefüllten Flaſchen .

Neue Behälter für Azetylenlöſungen dürfen erſt dann
in den Verkehr gebracht werden , wenn die Beſchaffenheit der
poröſen Maſſe als zuverläſſig anerkannt worden iſtt Zu
dieſem Zweck iſt durch das Zeugnis einer anerkannten wiſſen⸗
ſchaftlichen Prüfſtelle nachzuweiſen :

daß die poröſe Maſſe die eiſernen Behälter nicht angreift
und weder mit dem Löſungsmittel für Azetylen noch
mit dieſem ſchädliche Verbindungen eingeht ,

daß die mit dem Löſungsmittel getränkte poröſe Maſſe
bei Erſchütterungen auch in längerem Gebrauch nicht
zuſammenſinkt oder gefährliche Hohlräume enthält ,

daß die poröſe Maſſe mit Sicherheit verhindert , daß ex⸗
ploſionsähnliche Zerſetzungen des Azetylens ſelbſt bei
hohen Temperaturen und heftigen Stößen der Flaſche
eintreten oder ſich durch die Maſſe fortpflanzen .

Die allgemeine Anerkennung der Zuverläſſigkeit von
Maſſen erfolgt auf Antrag durch das Miniſterium des Innern .
Die in einem andern Bundesſtaat durch die zuſtändige Be⸗

hörde erfolgte Anerkennung gilt auch in Baden .
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Anſchlußgewinde und Anſtrich der Behälter .

8§5 . Die Anſchlußſtutzen an den Abſperrventilen zum
Füllen und Entleeren der Behälter , ſowie die Füll - und Ab⸗

füllvorrichtungen in den Verbrauchsſtätten und in den Fa⸗
briken zur Herſtellung verflüſſigter oder verdichteter Gaſe
müſſen mit Normalgewinde verſehen ſein , welches ſo be⸗

ſchaffen iſt , daß Verwechſelungen der Flaſchen bei der Füllung
und Benutzung tunlichſt ausgeſchloſſen werden . Bügelan⸗
ſchlüſſe ſind in den Füllfabriken geſtattet , wenn ſie die Mög⸗
lichkeit der Verwechſelung ausſchließen .

Das Anſchluß⸗ und das Flaſchengewinde müſſen den

Vereinbarungen des Normenausſchuſſes der deutſchen Indu⸗

ſtrie Dinorm 477 ) entſprechen . Für alle brennbaren Gaſe
— mit Ausnahme des Azetylens — iſt Linksgewinde , für
alle übrigen Gaſe Rechtsgewinde anzuwenden . Soweit in
den Vereinbarungen ( Dinorm 477 ) für einzelne Gaſe keine
beſonderen Gewindevorſchriften beſtehen , können die Abmeſ⸗
ſungen des Kohlenſäure - Anſchlußgewindes gewählt werden . “ )

Werden Behälter für verdichtete oder verflüſſigte Gaſe
mit einem Farbenanſtrich zwecks äußerer Kennzeichnung ihres
Inhalts verſehen , ſo ſind die Farben Blau für Sauerſtoff ,
Rot für Waſſerſtoff , Grün für Stickſtoff , Weiß für Azetylen
zu wählen . Der Anſtrich muß ſich auf die ganze Oberfläche
des Behälters erſtrecken , jedoch ſo ausgeführt werden , daß
dadurch die auf dem Flaſchenhals befindliche Stempelung
nicht unkenntlich wird . Die Stempelung iſt jeweils in einer
anderen Farbe als der Flaſchenanſtrich auszureiben . Flaſchen
für die vorbezeichneten Gaſe , die mit anderen Farbanſtrichen
verſehen ſind , dürfen von den Füllwerken nicht in den Ver⸗
kehr gelaſſen werden . — Werden Flaſchen für andere als die
vorbezeichneten Gaſe mit einem Farbanſtrich verſehen , ſo iſt
dafür ein grauer Anſtrich zu wählen .

) Die Beſtimmung dieſes Abſatzes iſt am 28. Auguſt 1922 in
Kraft getreten mit der Maßgabe , daß während einer Übergangszeit
von 5 Jahren geſtattet wird , über das jetzige Gewinde des Seiten⸗
ſtutzens des Sauerſtofflaſchenventils eine Büchſe zu ſchrauben und zu
verlöten , deren Außendurchmeſſer der Dinorm 477 entſpricht ( VO.
vom 7. Auguſt 1922 , Artikel II, Geſ . ⸗ u. VOBl . S. 649) .
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Zuläſſige Füllung der Behälter .
§ 6. Die zuläſſige höchſte Füllung der Behälter beträgtfür verflüſſigte Gaſe :

für Kohlenſäure und Stickoxydul 1 kg Flüſſigkeit für je
1,34 ( Faſſungsraum des Behälters ,

für verfluͤſſigtes Olgas ( §S7 Abſatz 2) 1 kg Flüſſigkeitfür je 2 , 7 Faſſungsraum des Behälters ,
für Ammoniak 1 kKg Flüſſigkeit für je 16 7 Faſſungs⸗raum des Behälters ,
für Chlor und Stickſtofftetroryd 1 kKg Flüſſigkeit für je

0,3 ( Faſſungsraum des Behälters ,
für ſchweflige Säure und Chlorkohlenoxyd 1 kg Flüſſig⸗keit für je 0 , J Faſſungsraum des Behälters ,
für Methyläther 1 kg Flüſſigkeit für je 1 , ( Faſſungs⸗raum des Behälters ,
für Methyl⸗ und Athylamin 1 kg Flüſſigkeit für je 1,1

Faſſungsraum des Behälters ,
für Chlormethyl und Chloräthyl 1 kg Flüſſigkeit für je

1,3,0 / Faſſungsraum des Behälters ,
für Athan 1 kg Flüſſigkeit für je 3,, ! Faſſungsraum des

Behälters ,
für alle übrigen nicht genannten verflüſſigten Gaſe 1 kg

Flüſſigkeit für je 5 , 7 Faſſungsraum des Behälters .
Der zuläſſige höchſte Druck , mit dem Behälter für ver⸗

dichtete Gaſe in den Verkehr gebracht werden dürfen , be⸗
trägt bei 15 , C. :

für gasförmige Kohlenſäure . . 20 Atm . Überdruck ,für gelöſtes und in poröſen Maſſen
aufgeſaugtes Azetylen . . 15 „ 0für verdichtetes Azetylen „ „ „für Miſchgas von Azetylen und
o 5 0für Fettgas 125⁵

für Sauerſtoff , Waſſerſtoff (auch mit
Methan gemiſcht als Vulkan⸗
gas ) , die ſogenannten Edelgaſe
( Argon, Metargon , Kenon , Kryp⸗
ton , Neon , Helium ) , rein oder in

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 39
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Miſchungen unter ſich ſowie mit

Sauerſtoff oder Stickſtoff , ferner
Grubengas , Leuchtgas , Kohlen⸗
oxyd , Waſſergas , Stickſtoff und

Preßluft I400 Atm UÜberdrück ,
flit alle anderen Gaſfefefe „5

Vor jeder Neufüllung von Behältern für verdichtete
Gaſe ſind Gasreſte auszublaſen . Ein Werksbeamter hat
vor der Neufüllung von Flaſchen verantwortlich feſtzuſtellen ,
daß alle Flaſchenventile geöffnet ſind . Vor jeder Wieder⸗

holung der amtlichen Prüfung iſt das Leergewicht aller Be⸗

hälter für verflüſſigte und verdichtete Gaſe nach gründlicher
Reinigung der Flaſchen durch die Fabrik , in der die amtliche
Prüfung erfolgt , feſtzuſtellen . Von vorſtehenden Forde⸗
rungen ſind Flaſchen für gelöſtes Azetylen ausgenommen .
Werden zwiſchen den urſprünglichen und den neu ermittelten

Leergewichten bemerkenswerte Unterſchiede feſtgeſtellt , ſo
hat der Sachverſtändige zu entſcheiden , ob die Flaſche im

Verkehr belaſſen werden kann , erforderlichenfalls nach Vor⸗

nahme einer Waſſerdruckprobe mit erhöhtem Drucke , wobei

jedoch nicht über eine Beanſpruchung über 30 kg / amm bei

Flußeiſen hinauszugehen iſt . Bleibende Dehnungen dürfen
bei dieſer Beanſpruchung noch nicht eintreten . Überſteigt die

Abnutzung bei normalen 40⸗Liter - Flaſchen den Betrag von
2 kg , ſo iſt die Entſcheidung der Zentralbehörde herbeizu⸗
führen . Eine gründliche Reinigung des Inneren der Flaſche
iſt von den Füllwerken auch dann ſtets vorzunehmen , wenn

ſich beim Schütteln der leeren Behälter die Anweſenheit von

feſten Beſtandteilen bemerkbar macht , namentlich bei Flaſchen
für brennbare und für oxydierende Gaſe .

Behälter für Azetylenlöſungen müſſen mit feinporiger
gleichmäßig verteilter Maſſe ganz ausgefüllt ſein . Es darf
nur ſoviel von dem Löſungsmittel (3. B. Azeton ) eingefüllt
werden , daß ſich die durch Aufnahme des Azetylens und

durch Steigerung der Außentemperatur auf 40C . ein⸗
tretende Volumenvergrößerung gefahrlos vollziehen kann .

Hierbei darf der innere Überdruck 25 Atmoſphären nicht
überſchreiten .
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Flaſchen für verflüſſigte Gaſe ſind während ihrer Füllung
zu verwiegen und zur Feſtſtellung etwaiger Überfüllungen
einer nachfolgenden Kontrollwägung zu unterziehen .

Erſte und wiederholte Druckproben der Behälter .
§ 7. Jeder neue , für verflüſſigte oder verdichtete Gaſe

beſtimmte , geſchloſſene Behälter iſt , bevor er in den Verkehr
gebracht werden darf , von einem Sachverſtändigen ( § 12)
einer Prüfung mit Waſſerdruck zu unterwerfen .

Bei verflüſſigten Gaſen muß , ſoweit ihr höchſter
Arbeitsdruck nicht höher als bei 15 Atmoſphären Überdruck
liegt , als Probedruck der doppelte Betrag des höchſten
Arbeitsdrucks , in allen anderen Fällen eine um 15 Atmoſ⸗
phären höhere Preſſung als der höchſte Arbeitsdruck ange⸗
wendet werden . Als höchſter Arbeitsdruck wird bei ver⸗
flüſſigten Gaſen derjenige bezeichnet , welcher ſich für eine
Temperatur von 40 “ C. bei einer Überfüllung des Behälters
von 5 % gegenüber der zuläſſigen Höchſtfüllung G 6) be⸗
rechnet . Hiernach beträgt z. B. der Probedruck für

Kohlenſäure und ölgas , deſſen
Druck bei Temperaturen bis zu
40 O. den Druck der verflüſſig⸗
ten Kohlenſäure nicht überſteigt
6. B. Blauga ) ) 190 Atm . Überdruck ,

ieetftkt 5
RAhaann 8 55 3
Wiaoniagkß

Chlor , Chlorkohlenoxyd und Stick⸗

fofftettocyd . 1
Chlormethyl , Methylamin und

eihhlethr 6 5
Schweflige Säure , Chloräthyl und

Aihhlesminn 12
Bei verdichteten Gaſen muß der Probedruck in der

Regel um 50 % höher ſein als der Füllungsdruck , dieſen
aber mindeſtens um 5 Atmoſphären überſteigen .

Abweichend hiervon ſind Behälter für Azetylenlöſungen
mit einem um 166 , , für ſtark gepreßtes Fettgas Gviſchen
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10 und 125 Atmoſphären ) mit einem um 60 % höheren
Druck als dem Füllungsdruck zu prüfen .

Die Behälter müſſen dem Probedruck widerſtehen , ohne
bleibende Veränderung der Form und Undichtigkeitenzuzeigen .

Die Feſtſtellung der Formveränderungen hat bei ſogenannten
Flaſchen an einem mit der Druckvorrichtung zu verbindenden

Meßrohr zu erfolgen . Der Probedruck muß durch Einrich⸗
tungen hergeſtellt werden , die eine ſtoßfreie Steigerung des

Druckes ermöglichen .
Die Waſſerdruckprobe aller im Verkehre befindlichen

geſchloſſenen Behälter für verflüſſigte und verdichtete Gaſe iſt
von einem zuſtändigen Sachverſtändigen in regelmäßigen
Friſten zu wiederholen . Behälter für Chlor , Stickſtofftetroxyd ,
ſchweflige Säure , Chlorkohlenoxyd , Chlormethyl und Chlor⸗
äthyl , Methyläther , Methylamin und Athylamin dürfen nicht
gefüllt werden , wenn ſeit dem Tage der letzten Druckprobe
mehr als zwei Jahre , Behälter für die übrigen verflüſſigten
oder verdichteten Gaſe , wenn ſeit dem Tage der letzten Druck⸗

probe mehr als fünf Jahre verfloſſen ſind . Die Wieder⸗

holung in kürzeren Friſten iſt zuläſſig . Für die Höhe des

Probedrucks bei den regelmäßigen Druchproben ſind dieſelben
Beſtimmungen wie für erſte Druckproben maßgebend . Bei
den wiederholten Prüfungen iſt es nicht erforderlich , die Be⸗

hälter auszuglühen .
Bei der Wiederholung der Druchprobe der Behälter für

Azetylenlöſungen iſt zur Herſtellung des Drucks das Lö⸗

ſungsmittel ſelbſt oder ein für die Löſung indifferentes Gas

anzuwenden , oder die mit dem Löſungsmittel in normaler

Weiſe gefüllte Flaſche iſt im Waſſerbade ſoweit zu erwärmen ,
daß der vorgeſchriebene Probedruczk erreicht wird .

Stempelung und Beſcheinigungen .

§ 8. Jeder neue , für verflüſſigte oder verdichtete Gaſe
beſtimmte geſchloſſene Behälter iſt , bevor er in den Verkehr
gebracht werden darf , von einem Sachverſtändigen ( § 12) mit
einem in das Metall neben dem Tage der Prüfung einzu⸗
ſchlagenden , deutlichen Prüfungsſtempel zu verſehen . Der

Stempel darf erſt angebracht werden , nachdem feſtgeſtellt
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worden iſt , daß die Beſtimmungen der 88 3, 4 und 7 dieſerVerordnung erfüllt werden .
Über den Befund der erſten Prüfung der Behälter iſtvon dem Sachverſtändigen eine Beſcheinigung nach dem an⸗liegenden Muſter ) auszuſtellen . Dieſe iſt von dem Eigen⸗tümer des Behälters aufzubewahren und den zuſtändigenBehörden auf Verlangen vorzulegen .
Bei den wiederholten Prüfungen ſind die Behälter er⸗neut zu ſtempeln . Die Stempelung darf erſt erfolgen , nach⸗dem feſtgeſtellt worden iſt , daß die Beſtimmungen der 8§8 4,5 und 7 dieſer Verordnung erfüllt werden . Der Ausſtellungvon Beſcheinigungen bedarf es bei den wiederholten Prü⸗fungen nicht , vielmehr gilt der neben dem Tage der letztenPrüfung eingeſchlagene Stempel des zuſtändigen Sachver⸗ſtändigen als ausreichender Prüfungsnachweis .

Beſondere Vorſchriften für verdichtete Gaſe .
§ 9. Behälter zur Aufnahme gasförmiger Kohlenſäurebis zu einem Füllungsdruck von 20 Atmoſphären Überdruck

bei 15 C . müſſen mit einer Offnung , welche die Beſichtigungder Innenwandung geſtattet , einem Sicherheitsventil , Waſſer⸗
ablaßhahn , einem Füll⸗ oder Ablaßventil ſowie mit Mano⸗
meter verſehen ſein .

Bei der Beförderung verdichteter Gaſe muß der Ab⸗
ſender auf Verlangen der zuſtändigen Behörde den in den
Behältern vorhandenen Druck durch ein richtig zeigendes
Manometer nachweiſen .

Behãlter für Azetylen und Azetylenlöſungen , für Leucht⸗Fett⸗ und Grubengas von mehr als 20 Atmoſphären Fül⸗
lungsdruck , für Sauerſtoff , Waſſerſtoff , Vulkangas , die ſo⸗
genannten Edelgaſe und deren Miſchungen , ferner Kohlen⸗
oxyd , Waſſergas , Stickſtoff und Preßluft müſſen nahtlos ſein.

Verdichteter Sauerſtoff darf höchſtens mit 4 Volumen⸗
prozenten Waſſerſtoff , verdichteter Waſſerſtoff mit höchſtens2 Volumenprozenten Sauerſtoff verunreinigt in den Verkehr

) Die Muſter der Beſcheinigungen ſind im Geſ . ⸗ u. VOBl .1914 S. 441 bis 443 abgedruckt
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gebracht werden . Sauerſtoff , der für Atmungs⸗ oder Ret⸗

tungszwecke abgegeben wird , darf höchſtens mit 2 Volumen⸗

prozenten an Verunreinigungen insgeſamt in den Verkehr

gebracht werden . Der Nachweis der geforderten Reinheits⸗

grade iſt in den Füllwerken durch regelmäßige Analyſen

unter entſprechender Aufſicht zu führen . Bei elektrolytiſcher

Gewinnung von Sauerſtoff und Waſſerſtoff aus Waſſer muß

von jeder Rampenfüllung mindeſtens eine Flaſche auf ihren

Reinheitsgrad durch einen Sachverſtändigen der Fabrik , un⸗

abhängig von den laufenden Analyſen hinter dem Elektro⸗

lyſeur , geprüft werden . Die Befunde hierüber ſind nach⸗

zuweiſen .
Werden mit Waſſerſtoff , Azetylen oder anderen brenn⸗

baren Gaſen und mit Sauerſtoff gefüllte Behälter zwecks

Verwendung der Gaſe in Heizbrennern durch Leitungen mit⸗
einander verbunden , ſo ſind zur Vermeidung des unter ge⸗

eigneten Verhältniſſen möglichen Überſtrömens von brenn⸗

baren Gaſen in die Sauerſtoffbehälter oder von Sauerſtoff

in die Behälter für brennbare Gaſe , Brenner , welche die Ab⸗

ſperrung der Gaſe hinter der Miſchſtelle geſtatten , unzuläſſig
und gemeinſame Hähne zur Abſperrung beider Gaſe nur

dann geſtattet , wenn das Hahngehäuſe eine durchgehende

Trennungsſtelle zwiſchen den Anſchlußſtellen der beiden Lei⸗
tungen hat .

Wenn Behälter mit verdichtetem Sauerſtoff , Waſſerſtoff
oder Leuchtgas in Kiſten befördert oder aufbewahrt werden ,

ſo müſſen dieſe die deutliche Aufſchrift „verdichteter Sauer⸗
ſtoff “ uſw . tragen .

Behandlung gefüllter Behälter .

§S 10 . Die mit verflüſſigten oder verdichteten Gaſen ge⸗

füllten Behälter dürfen nicht geworfen oder der unmittel⸗
baren Einwirkung der Sonnenſtrahlen ausgeſetzt werden .

Der Einwirkung anderer Wärmequellen ( Heizkörper , Ofen

uſw . ) ſind ſie durch hinreichende Entfernung oder Schutzwände
zu entziehen . Das Lagern gefüllter Behälter auf Plätzen ,
an denen Menſchen verkehren , iſt nur ſtatthaft , wenn die

Behälter zeltartig mit einer Decke von Segeltuch oder mit
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einem hölzernen Kaſten überdeckt werden . Gefüllte Behälter
dürfen in Werkſtätten oder an Verkehrsplätzen nicht aufge⸗ſtellt werden , ohne gegen Umſtürzen in geeigneter Weiſe ge⸗ſichert zu ſein .

Das Umfüllen von verflüſſigten oder verdichteten Gaſenin andere Behälter darf nicht durch unmittelbare Erwärmungmittels offenen Feuers oder Gasflammen , ſondern nur durchErwärmen mittels feuchter , heißer Tücher oder im Waſſer⸗oder Luftbade erfolgen , wenn Vorſorge getroffen iſt , daß die
Temperatur des Bades nicht über 400C . , für Chloräthyl
nicht über 60 “ C. ſteigen kann .

Werden verflüſſigte oder verdichtete Gaſe aus Verſand⸗
behältern in geſchloſſene Gefäße übergeleitet , die nicht fürden gleichen Druck gebaut ſind wie die Verſandbehälter , ſo
ſind entweder Reduzierventile zu verwenden , oder die Ge⸗
fäße ſind mit einem zuverläſſigen Sicherheitsventil und
Manometer zu verſehen .

Beförderung gefüllter Behälter auf Fuhrwerken .
§ 11 . Bei der Beförderung gefüllter Behälter auf

Fuhrwerken ſind die Vehälter zeltartig mit einer Decke aus
Segeltuch oder mit einem hölzernen Kaſten gegen die Ein⸗
wirkung der Sonnenbeſtrahlung zu ſchützen.

Die Beförderung der mit verflüſſigten oder verdichteten
Gaſen gefüllten Behälter auf Fuhrwerken , die gleichzeitig
zur Beförderung unbeteiligter Perſonen benutzt werden , iſt
verboten ; ausgenommen von dieſem Verbote ſind

Kohlenſäureflaſchen mit nicht von außen zu betätigenden
Sicherheitsvorrichtungen ( Bruchplatten oder ⸗Rkapſeln),

Flaſchen mit gelöſtem Azetylen , das zur Beleuchtung oder
bei Kraftwagen auch zum Anlaſſen der Fahrzeuge be⸗
nutzt wird , ſowie

Flaſchen für verdichtete Luft und Stickſtoff zu Betriebs⸗
zwecken von Kraftwagen .

Behälter mit Sauerſtoff dürfen auf Verkehrsmitteln ,
die gleichzeitig zur Beförderung unbeteiligter Perſonen be⸗
nutzt werden , befördert werden , wenn ihre Wandungen ſo
bemeſſen ſind , daß ſie bei dem Füllungsdruck nicht über 7 , kg
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auf das Quadratmillimeter beanſprucht werden . Jede zu
ſolchen Zwecken benutzte Sauerſtofflaſche muß mit einer An⸗

gabe ihrer Wandſtärke und des zuläſſigen Füllungsdrucks
verſehen ſein . Die Sendung darf nur zuverläſſigen Perſonen
anvertraut werden .

Beſtehende Vorſchriften für die Beförderung der Be⸗

hälter auf Eiſenbahnen , die dem öffentlichen Verkehre dienen ,
werden hierdurch nicht berührt .

Fuhrwerke und Fahrzeuge , mit welchen gefüllte Be⸗

hälter befördert werden , dürfen , abgeſehen von der zur Ab⸗

lieferung von Behältern an die Beſteller erforderlichen Zeit ,
auf Straßen , Plätzen und Wegen nicht ohne Aufſicht ge —
laſſen werden .

Ernennung der Sachverſtändigen .

§S 12 . Als Sachverſtändige zur Vornahme der in den
§8 3, 4, 5, 6 vorgeſchriebenen Prüfungen und zur Aus⸗
ſtellung von Beſcheinigungen nach 8 8 werden die Ingenieure
der badiſchen Geſellſchaft zur ÜUberwachung von Dampfkeſſeln
beſtimmt , die ſich bei Amtshandlungen auf Grund dieſer Ver⸗
ordnung ihrer auch zum ſonſtigen amtlichen Gebrauch ver —
wendeten Stempel bedienen .

Die Beſcheinigungen der in anderen Bundesſtaaten zu⸗
gelaſſenen Sachverſtändigen werden ohne weiteres anerkannt .
Sachverſtändige des Auslandes bedürfen der Anerkennung
des Miniſteriums des Innern . Die Anerkennung durch die
zuſtändige Behörde eines andern Bundesſtaats gilt auch
in Baden .

Ausnahmen und Übergangsbeſtimmungen .
§ 13 . Das Miniſterium des Innern kann in einzelnen

Fällen Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Verord⸗
nung gewähren . die nach 8§8 4 und 5 an die Behälter zu
ſtellenden Anforderungen müſſen bei alten Flaſchen ſpäteſtens
bis zu ihrer nächſten Druckprobe beachtet werden , ſoweit
nicht einzelne Beſtimmungen dieſer Paragraphen ausdrück⸗
lich auf neue Behälter beſchränkt worden ſind . Die bei Erlaß
dieſer Verordnung im Verkehr befindlichen Behälter bleiben
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unabhängig von den Anforderungen des 83 verkehrsbe —
rechtigt . Die Beſtimmungen des §4 finden auf Flaſchen für
Azetylenlöſungen , Luft und Stickſtoff zu Betriebszwecken
ausländiſcher Fahrzeuge , die ſich vorübergehend in Baden
aufhalten , keine Anwendung . Die Flaſchen der Militärver⸗
waltung , die laut angebrachtem Stempel nach den für ſolche
Flaſchen beſtehenden beſonderen Beſtimmungen amtlich ge⸗
prüft werden , ſind von den Vorſchriften der 88 3 und 7

ausgenommen .

Gebühren .

§ 14 . Für die vorgeſchriebenen Prüfungen können die
Sachverſtändigen Gebühren nach Maßgabe der anliegenden
Gebührenordnung ! ) von den Beſitzern der Behälter be⸗
anſpruchen .

Strafbeſtimmungen .
§ 15 . Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer

Verordnung werden , ſofern nicht andere Strafvorſchriften
Platz greifen , mit Geldſtrafe bis zum Betrage von 150 ( Gold⸗
Mark oder mit Haft beſtraft .

Inkrafttreten der Verordnung .

§S 16 . Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1915
in Kraft .

8. Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 22 . Auguſt 1890 , die Verwahrung und den

Transport von Mineralölen und anderen feuer⸗
gefährlichen Flüſſigkeiten betr .

( Geſ . ⸗ und VOBl . S. 522. )

Auf Grund des §8 108 Ziff . 55) des Polizeiſtrafgeſetzbuchs
und der 88 367 Ziff . 5 und 6, 368 Ziff . 8 und 366 Ziff . 10
des Reichsſtrafgeſetzbuchs wird verordnet , was folgt :

) Die Gebührenordnung iſt im Geſ . ⸗ u. VOBl . 1914 S. 439/40
abgedruckt .

) Jetzt : 8 108 Ziffer 2 (ſ. Seite 547) .
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fen
Jl. Gattungen der von der Verordnung betroffenen 510

Flüſſigkeiten .

§ 1. Die gegenwärtige Verordnung findet Anwendung We
auf die nachſtehend bezeichneten Flüſſigkeiten , welche im An⸗
ſchluſſe an die Verordnung vom 24 . Febr . 1882 über das ge⸗
werbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum ) )
geſchieden werden in

1. leicht entflammbare , 05
l

d. h. Petroleum und ſonſtige Mineralöle , welche unter einem 60
Barometerſtand von 760 inm ſchon bei einer Erwärmung des
auf weniger als 21 Grad des hundertteiligen Thermometers der
entflammbare Dämpfe entweichen laſſen ; 110

dieſen Mineralölen ſind ohne Rückſicht auf den Ent⸗ ngflammungspunkt beizurechnen : ungereinigtes Petroleum
( Rohpetroleum ) ſowie die leichtflüſſigen Deſtillate aus Roh⸗ 900petroleum , Stein⸗ und Braunkohlenteer , z. B. Naphta , Pe⸗ 65
troleumäther ( Cymogen , Keroſelen ) , Gaſolin ( Neolin , Rhi⸗ fligolen , Kanadol , Gasäther ) ; Benzin ( Benzolin , Fleckwaſſer ) , 5

Ligroin , Putzöl ( Terpentinölſurrogat ) , Petroleumſprit , Pho — Ntogen ; ferner Ather ( Schwefeläther , Kollodium ) , Schwefel⸗ 0kohlenſtoff , Holzgeiſt ( Methylalkohol ) ;

2. minder entflammbare , Wef
d. h. Petroleum ( Erdöl , Steinöl , Bergöl , Keroſin , Aſtralöl ,
Standartöl , Kaiſeröl und dgl . ) und ſonſtige Mineralöle , welche
unter einem Barometerſtand von 760 mm erſt bei einer Er⸗ mnd
wärmung auf 21 Grad des hundertteiligen Thermometers Le
oder mehr entflammbare Dämpfe entweichen laſſen ; 1

dieſen Mineralölen ſind ohne Rückſicht auf den Ent⸗ un
flammungspunkt beizurechnen die ſchwerflüſſigen Produkte Sit
aus Rohpetroleum , Steinkohlen⸗ , Braunkohlen⸗ , Harz⸗ und
Schieferteer , z. B. Lubrikatingöl , Mineralſchmieröl , Vulkanöl , d
Star⸗ , Glob⸗, Spindelöl , Oleonaphta , Valvoline ; Benzol din
( Tolnol , Xylol ) , Kreoſotöl ; Solaröl , Paraffinöl ( Rotöl , Gelb⸗
öl, Gasöl ) ; Harzöl , Kienöl , Retinöl , Terpentinöl ; Schieferöl ;

y) Seite 624.
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ferner Lackfirniſſe aus Spiritus und Terpentinöl ; endlich
Sprit (Weingeiſt ) und Spirituoſen von mehr als 50 % Tralles .

Anderungen und Ergänzungen dieſer Verzeichniſſe im

Wege der Bekanntmachung bleiben vorbehalten .

Il . Verwahrung .
1. In Lagern .

§ 2. Wer leicht entflammbare Flüſſigkeiten in Mengen
von mehr als 15 Kilogramm und minder entflammbare
Flüſſigkeiten in Mengen von mehr als 300 Kilogramm in
einem Raume lagert , hat dem Bezirksamte unter Bezeichnung
des Aufbewahrungsorts , der Gattung und des Höchſtbetrags
der Menge der zu lagernden Flüſſigkeiten Anzeige zu erſtatten
und die allgemein vorgeſchriebenen oder von der Polizeibehörde
angeordneten beſonderen Vorſichtsmaßregeln einzuhalten .

Die Erlaubnis des Bezirksamts iſt erforderlich zur
Lagerung von Mengen über 100 Kilogramm leicht entflamm⸗
barer und über 1000 Kilogramm minder entflammbarer
Flüſſigkeiten .

Bei Errichtung dauernder Niederlagen ( Lagerhöfen ) für
Mengen über 1000 Kilogramm leicht entflammbarer Flüſſig⸗
keiten iſt die Erlaubnis durch den Bezirksrat zu erteilen und

vorher das Aufforderungsverfahren unter ſinngemäßer An⸗

wendung der § 8 10 bis 21 der Vollzugsverordnung vom
23 . Dezember 18831 ) zur Gewerbeordnung einzuhalten .

§ 3. Die Erlaubnis darf in den Fällen des § 2 Abſ . 2

und 3 nur erteilt werden , wenn vermöge der Lage , baulichen
Beſchaffenheit und ſonſtigen Benützungsweiſe des Aufbe⸗
wahrungsraums Gefahren für Menſchen und fremdes Eigen⸗
tum nicht zu befürchten ſind oder durch Einhaltung beſonderer
Sicherheitsvorkehrungen verhütet werden können .

Die Erlaubnis iſt an die zu dieſem Zwecke erforderlichen
und nach dem Urteile Sachverſtändiger ? ) ausreichenden Be⸗

dingungen zu knüpfen .

) Abgedruckt S. 435 ff. dieſes Buchs .
2) Als Sachverſtändige ſind in der Regel die Baukontrolleure

beizuziehen . In wichtigeren Fällen wird noch ein Gutachten der Be⸗
zirksbauinſpektion , evtl . der Fabrikinſpektion ljetzt : des Gewerbe⸗



620 Verkehr mit Mineralölen .

Die Lagerung leicht entflammbarer Flüſſigkeiten in
Mengen über 1000 Kilogramm iſt unter allen Umſtänden
nur in ſolchen Räumen zuläſſig , die ſich außerhalb der Ort⸗
ſchaften befinden , genügend abgeſondert ſind und mit Gelaſſen ,
in welchen ſich Menſchen gewöhnlich aufhalten , nicht in Ver —
bindung ſtehen ! ) .

8 4. Sofern nicht bei Erteilung der Erlaubnis weitere
Bedingungen geſtellt werden oder eine andere Art der Ver⸗
wahrung unter beſonderen Verhältniſſen zugelaſſen wird , iſt
die Lagerung der in § 1 bezeichneten Flüſſigkeiten inMengen ,
welche die Anzeigepflicht begründen , nur ſtatthaft :

I . in Kellern , ſonſtigen unterirdiſchen Gelaſſen oder eben⸗
erdigen Räumen , welche kühl , nicht mit Heizungsvorrichtungen
verſehen , gut ventiliert , von außen verſchließbar ſind und
keine Abflüſſe ( Gerinne ) nach außen haben . Sie ſollen wo⸗

aufſichtsamts ] oder der chemiſch⸗techniſchen Prüfungs⸗ und Verſuchs⸗
anſtalt zu erheben ſein . Unter Umſtänden kann es ſich auch empfehlen ,
ſachkundige Perſonen aus gewerblichen oder Handelskreiſen um eine
gutächtliche Außerung anzugehen ( Erl . d. Min . d. Innern vom
22. Auguſt 1890 Nr. 20542 ) .

Mit Erlaß d. Min . d. Innern vom 18. Sept . 1907 Nr. 43368
wurde den Bezirksämtern eine von der chemiſch⸗techniſchen Prüfungs⸗und Verſuchsanſtalt gefertigte Anleitung „Geſichtspunkte für die Be⸗
gutachtung von Fragen , betreffend die Verwahrung von Mineralölen
und anderen feuergefährlichen Flüſſigkeiten “ zur Benützung durch die
Baukontrolleure bei der Begutachtung mitgeteilt .

) Mit Erlaß d. Min . d. Innern vom 4. Febr . 1909 Nr. 5373
wurden die Bezirksämter ermächtigt , die Lagerung leicht entflamm⸗barer Flüſſigkeiten , insbeſondere Benzin , in Mengen über 1000 Kilo⸗
gramm innerhalb der Ortſchaften — auch in Wohngebäuden — aus⸗
nahmsweiſe dann zu geſtatten , wenn die Lagerung der Flüſſigkeiten
nach dem Syſtem der Maſchinenbau⸗Aktien⸗GeſellſchaftMartini⸗Hüneke in Hannover oder einem andern gleichwertigen Syſtem er⸗
folgt . Die Entſcheidung darüber , welche anderen Syſteme als gleich⸗wertig zu betrachten ſind , bleibt jeweils beſonderer Entſchließung des
Miniſteriums vorbehalten . Als gleichwertige Syſteme gelten :das Syſtem der Firma Grümer & Grimberg G. m. b. H.in Bochum ( Erl . d. Min . d. Innern v. 2. Okt . 1909 Nr. 47 959) ,das Syſtem der Firma Hermann Hoffmann in Frankfurta. M. ( Erl . d. ArbMin . v. 14. Dez. 1920 Nr. 42 428) ,das Schutzgasdruckſyſtem der Firma Schwelmer EiſenwerkMüller & Co. in Schwelm — auf jederzeitigen Widerruf — ( Erl .d. ArbMin . v. 15. Juli 1922 Nr. 29835).
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möglich durch das Tageslicht zu erhellen ſein ; ſoweit eine
künſtliche Beleuchtung jedoch nicht zu vermeiden iſt , darf die⸗
ſelbe nur auf elektriſchem Wege bewirkt werden oder von
außen durch gasdicht ſchließende Glas - oder Glimmerſcheiben
erfolgen . Der Fußboden des Lagerraums muß aus unver⸗
brennlichem und möglichſt undurchläſſigem Materiale herge⸗
ſtellt und mit einer Umfaſſung aus feuerſicherem Materiale
und von ſolcher Höhe verſehen ſein , daß der Raum innerhalb
der Umfaſſungswände einſchließlich des Rauminhalts der etwa
vorhandenen Sammelgrube ausreicht , die geſamte Menge der
aufbewahrten Flüſſigkeiten im Falle des Auslaufens auf⸗
zunehmen . Die Tür⸗ und Lichtöffnungen ſind durch eiſerne
oder mindeſtens auf der Innenſeite mit Blech verkleidete
Türen und Läden zu ſchließen . Gelaſſe , über welchen ſich
bewohnbare Räume befinden , müſſen überwölbt ſein ;

2. auf Höfen , in Gärten oder anderen umfriedeten
Grundſtücken , wenn das Ausfließen der Flüſſigkeiten durch
Eingraben der Gebinde oder durch eine aus feuerſicherem
Material hergeſtellte Umfaſſung verhindert wird .

§ 5. Als ein Raum im Sinne dieſer Verordnung gelten
auch ſolche Räume , welche nicht durch feuerſichere Scheide⸗
mauern ohne Offnungen von einander getrennt ſind .

§ 6. In Räumlichkeiten , in welchen Flüſſigkeiten der
in 81 genannten Art lagern , darf kein Feuer oder Licht an⸗
gezündet , nicht geraucht , und dürfen andere ſelbſtentzünd⸗
liche , exploſive oder überhaupt leicht feuerfangende Gegen⸗
ſtände nicht aufbewahrt werden . Das Betreten derſelben mit
künſtlichem Lichte iſt nur geſtattet , wenn leicht entflammbare
Flüſſigkeiten daſelbſt nicht aufbewahrt werden , und das Licht
durch Sicherheitsvorrichtungen genügend verwahrt iſt . Das
Umfüllen der Flüſſigkeiten in andere Gefäße und ſonſtige ge⸗
ſchäftliche Verrichtungen mit den Flüſſigkeiten dürfen nur
bei Tageslicht oder der nach § 4 zuläſſigen künſtlichen Be⸗

leuchtung vorgenommen werden .

2. In Verkaufsräumen .
87 . Ju Verkaufsräumen dürfen zum Zwecke des Klein⸗

handels leicht entflammbare Flüſſigkeiten nur in Mengen bis
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zu 15 Kilogramm , minder entflammbare in Mengen bis zu
50 Kilogramm , wenn aber die Aufbewahrung in metallenen ,
mit einem Hahnen zum Abfüllen verſehenen Gefäßen erfolgt ,
bis zu 300 Kilogramm vorrätig ſein .

Leicht entflammbare Flüſſigkeiten müſſen in metallenen

Behältern aufbewahrt werden ; nur in Mengen von ½ Liter

oder weniger ſind Glasflaſchen mit eingeſchliffenen Glas⸗

ſtöpſeln zuläſſig .
Die Vorräte an Flüſſigkeiten beider Arten ſind in wohl⸗

geſchloſſenen Gefäßen derart aufzuſtellen , daß eine Erwärmung
des Inhalts durch die Sonne oder Heizungseinrichtungen
möglichſt ausgeſchloſſen iſt .

Bei künſtlichem Lichte mit Ausnahme elektriſcher Glüh⸗
lichtbeleuchtung dürfen leicht entflammbare Flüſſigkeiten nicht
aus einem Gefäß in ein anderes übergefüllt werden .

3. Beim Konſumenten .

§ 8. In den zum regelmäßigen Aufenthalte oder Ver⸗

kehr von Menſchen beſtimmten Räumen , insbeſondere in

Wohnräumen , Küchen , unmittelbar daran anſtoßenden Vor⸗

ratsräumen , Werkſtätten , Comptoiren , Wirtſchaften und der⸗

gleichen dürfen leicht entflammbare Flüſſigkeiten nur in

Mengen bis zu 2Kilogramm , minder entflammbare in Mengen
bis zu 20 Kilogramm aufbewahrt werden .

Zur Aufbewahrung ſind dicht geſchloſſene Gefäße von
Metall oder ſtarkem Glaſe zu verwenden .

Das Umfüllen von einem Gefäße in das andere iſt nur

entfernt von offenem Lichte oder Feuer zuläſſig .

III . Transport auf Landwegen .

§ 9. Der Transport von Glasballons , welche leicht ent⸗

flammbare Flüſſigkeiten enthalten , mittels Wagen iſt nur
unter Beobachtung folgender Vorſichtsmaßregeln geſtattet :

a) Die Ballons müſſen mit Stroh , Heu , Kleie , Sägemehl ,
Infuſorienerde oder ähnlichen lockeren Subſtanzen in ſtarken
Holzkiſten oder einzeln in ſoliden , mit einer guten Schutzdecke
verſehenen und mit hinreichendem Verpackungsmaterial aus⸗

gefütterten Körben oder Kübeln feſt verpackt ſein .
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b) Jeder Wagen muß außer dem Kutſcher oder Führer
von einer erwachſenen Perſon begleitet ſein .

c) Die Wagen dürfen nur im Schritt fahren .

IV . Überwachung .
§ 10 . Die Polizeibehörde hat durch periodiſche Revi⸗

ſionen der Lager⸗ und Verkaufsräume die Einhaltung der
Vorſchriften dieſer Verordnung und der im einzelnen Falle
getroffenen beſonderen Anordnungen zu überwachen . Zur
Erleichterung der Uberwachung müſſen die Gefäße , in welchen
Flüſſigkeiten der in § 1 bezeichneten Arten aufbewahrt werden ,
leicht erkennbare , die Flüſſigkeiten bezeichnende Aufſchriften
tragen . Dieſe Vorſchrift findet indes auf minder entflamm⸗
bares Petroleum und auf Sprit , ſofern dieſe Flüſſigkeiten in
Originalgebinden aufbewahrt werden , keine Anwendung.

V. Schlußbeſtimmungen .
§S 11 . Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung tritt

die diesſeitige Verordnung vom 15 . Februar 1865 , die Lager⸗
ung von Erdöl ( Petroleum ) und ähnlichen Stoffen betreffend
( Regierungsblatt Seite 105) , außer Geltung .

Dieſe Verordnung findet keine Anwendung auf die Auf⸗
bewahrung der in 8S 1 genannten Flüſſigkeiten an den Ge⸗
winnungsſtätten des Rohpetroleums und in Fabriken , in
welchen dieſe Stoffe hergeſtellt , bearbeitet oder zu techniſchen
Zwecken verwendet werden . Für dieſe Fabriken ſind die
erforderlichen Anordnungen auf Grund der § 8 16 und 120
der Gewerbeordnung von den zuſtändigen Behörden zu
treffen .

Für den Transport der in § 1 bezeichneten Flüſſigkeiten
auf Schiffen , Flößen und Fähren und auf Eiſenbahnen ſind
die beſonderen ſchiffahrts⸗ und bahnpolizeilichen Vorſchriften
maßgebend .
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9. Verordnung vom 24 . Februar 1882 , das ge⸗

werbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von

Petroleum betr .

( RGBl . Seite 40, Geſ⸗ u. VOBl . Seite 118. )

Auf Grund des 8 5 des Geſetzes vom 14 . Mai 1879 ,

betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln , Genußmitteln
und Gebrauchsgegenſtänden , wird verordnet , was folgt :

§S 1. Das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten
von Petroleum , welches unter einem Barometerſtand von

760 mmſchon bei einer Erwärmung auf weniger als 21 “

des hundertteiligen Thermometers entflammbare Dämpfe ent⸗

weichen läßt , iſt nur in ſolchen Gefäßen geſtattet , welche an

in die Augen fallender Stelle auf rotem Grunde in deutlichen
Buchſtaben die nicht verwiſchbare Inſchrift „ Feuergefähr —
lich “ tragen .

Wird derartiges Petroleum gewerbsmäßig zur Abgabe
in Mengen von weniger als 50 kg feilgehalten , oder in ſolchen
geringeren Mengen verkauft , ſo muß die Inſchrift in gleicher
Weiſe noch die Worte „ Nur mit beſonderen Vor⸗

ſichtsmaßregeln zu Brennzwecken verwendbar “

enthalten .

§ 2. Die Unterſuchung des Petroleums auf ſeine Ent⸗

flammbarkeit im Sinne des § 1 hat mittels des Abel ' ſchen
Petroleumprobers unter Beobachtung der von dem Reichs⸗
kanzler wegen Handhabung des Probers zu erlaſſenden
näheren Vorſchriften zu erfolgen . “)

Wird die Unterſuchung unter einem anderen Barometer⸗

ſtand als 760 mm vorgenommen , ſo iſt derjenige Wärmegrad
maßgebend , welcher nach einer vom Reichskanzler zu ver⸗

) Anweiſung für die Unterſuchung des Petroleums auf ſeine
Entflammbarkeit mittels des Abel ' ſchen Petroleumprobers : im Zentral⸗
blatt 1882 Seite 196, Geſ. ⸗ u. VOBl . Seite 120 , ergänzt und abge⸗
ändert durch die Bekanntmachung im Zentralblatt 1884 Seite 250 ,
Geſ . ⸗ u. VOBl . 1884 Seite 424 ; Beſtimmungen , betreffend die amt⸗
liche Beglaubigung des Abel ' ſchen Petroleumprobers : im Zentralblatt
1882 Seite 344 , ergänzt und abgeändert Zentralblatt 1884 Seite 250 .
Bad . Vollzugsverordnung vom 30. Dezember 1882 , die Unterſuchung
des Petroleums betreffend , Geſ. ⸗ u. VOBl . 1883 Seite 14.
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öffentlichenden Umrechnungstabelle unter dem jeweiligenBaro⸗
meterſtand dem in § 1 bezeichneten Wärmegrad entſpricht .

8 3. Dieſe Verordnung findet auf das Verkaufen und
Feilhalten von Petroleum in den Apotheken zu Heilzwecken
nicht Anwendung .

§ 4. Als Petroleum im Sinne dieſer Verordnung gelten
das Rohpetroleum und deſſen Deſtillationsprodukte .

§ 5. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1883
in Kraft .

10 . Forſtgeſetz . )
Von Abwendung der Feuersgefahr .

§ 60 . Zum Verkohlen des Holzes in den Waldungen
ſind die Plätze mit Zuſtimmung des Förſters auszuwählen .
Der Umlreis der Kohlplatten muß von den Aſten der nächſten
Bäume wenigſtens fünfzehn Schritte entfernt ſein , und auf
einen Abſtand von vier Schritten von den Kohlplatten ſind
alle feuerfangenden Gegenſtände wegzuräumen .

Der Schritt iſt hier und überall im Zweifel zu zwei und
einem halben Schuh ( 75 em ) zu rechnen .

§ 61 . Der HKöhler iſt verpflichtet , den Förſter oder

Waldaufſeher von dem Zeitpunkt in Kenntnis zu ſetzen , in

welchem der Kohlenmeiler angezündet wird . Nach der An⸗

zündung darf er ſich von dem Meiler weder bei Tag noch
bei Nacht entfernen ; auch muß er zu jeder Zeit einen hin⸗
reichenden Waſſervorrat bereit halten .

8 62 . Bei ſtürmiſchem Wetter iſt der Köhler ſchuldig ,
einen Windſchirm aufzuſtellen ; unter ſolchen Umſtänden darf
er den Meiler nicht abdecken und keine Kohlen ausziehen .
Die Abfuhr friſcher Kohlen darf in keinem Falle vor Ablauf
von 24 Stunden nach dem Ausziehen derſelben geſchehen .

übertretungen der 88 60 - 70 werden nach § 25 des Geſetzes
vom 25. Februar 1879 , das Forſtſtrafrecht und Forſtſtrafverfahren
betreffend , in der Faſſung des Geſetzes vom 8. Auguſt 1924 an
Geld bis zu 60 Goldmark oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft
und ſind nach 8 32 des erwähnten Geſetzes im beſonderen Forſt⸗
ſtrafverfahren ( vor den Amtsgerichten ) abzuwandeln .

Schluſſer - Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 40
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§ 63 . Dieſelben Vorſchriften wie für das Kohlen⸗
brennen ( S8 60 —62) gelten auch für das Aſchebrennen .

§ 64 . In Waldungen oder in einer Nähe derſelben
von fünfzig Schritten , ſowie auf einem an den Wald an⸗
ſtoßenden Torfmoore , darf ohne beſondere Erlaubnis des

Förſters , der mit der Erteilung derſelben zugleich die erforder⸗
lichen Sicherheitsmaßregeln anzuordnen hat , kein Feuer an⸗
gezündetzwerden .

§ 65 . Ausgenommen von der Vorſchrift des vorher⸗
gehenden Paragraphen iſt :

a) das Feuer , welches die Waldhüter in ihren Hut⸗
diſtrikten und die Holzhauer in den ihnen zum Hiebe
angewieſenen Schlägen , ſowie die Steinbrecher in den

Steinbrüchen zum Kochen oder Wärmen , jedoch nur
auf unſchädlichen und ungefährlichen Plätzen , unter⸗

halten dürfen .

Ebenſo iſt ausgenommen :
b) das Feuer , welches zum Reutebrennen und in Hack —

waldungen zum Vorbereiten des Bodens zur Feld⸗
kultur nötig iſt .

Hierbei iſt die Vorſicht zu beobachten , daß das Feuer
wenigſtens zehn Schritte vom Walde und vier Schritte von
den Standbäumen oder Standreiſern entfernt bleibe und
dieſer Zwiſchenraum wund geſchürft werde .

Die Anlegung eines fortlaufenden Flammfeuers in

Hackwaldungen iſt unzuläſſig ; wegen beſonderer örtlicher
Verhältniſſe kann aber die Forſtbehörde im Einverſtändnis
mit dem Bürgermeiſter eine Ausnahme bewilligen .

§ 66 . Die Waldhüter , die Holzhauer , die Steinbrecher
und diejenigen , welchen ſonſt noch gemäß dem § 64 die Er⸗
laubnis zur Unterhaltung eines Feuers im Walde oder in
der Nähe desſelben erteilt wird , ſind verbunden , dasſelbe
beim Weggehen auszulöſchen .

8 67 . Zur Anlegung eines Teer⸗oder Kalkofens kann
kein Platz gewählt werden , der nicht wenigſtens fünfzehn
Schritte von dem Saume des Waldes entfernt iſt .
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